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1646/2015
Gesetz 

zum Verwaltungsabkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem Land Schleswig-
Holstein über die Wahrnehmung bestimmter Aufgaben nach dem Energiewirtschaftsgesetz durch 

die Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und Eisenbahnen
Vom 12. Oktober 2015
GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 752-3

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

§ 1

(1) Dem am 11. August 2015 und am 7. Septem-
ber 2015 unterzeichneten Verwaltungsabkommen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
dem Land Schleswig-Holstein über die Wahrneh-
mung bestimmter Aufgaben nach dem Energiewirt-
schaftsgesetz wird zugestimmt.

(2) Das Verwaltungsabkommen wird als Anlage zu 
diesem Gesetz veröffentlicht.

§ 2

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün-
dung in Kraft.

(2) Das Abkommen tritt nach seinem Artikel 5 Ab-
satz 1 am Tag nach der Verkündung dieses Geset-
zes in Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 12. Oktober 2015

	 To rs t en  A l b i g 	 D r.  Robe r t  Habeck
	 Ministerpräsident 	 Minister
		  für Energiewende, Landwirtschaft,
		  Umwelt und ländliche Räume

Anlage

Verwaltungsabkommen über die Wahrnehmung 
bestimmter Aufgaben nach dem 

Energiewirtschaftsgesetz

zwischen

der Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch den 
Bundesminister für Wirtschaft und Energie (Bund),

und

dem Land Schleswig-Holstein, vertreten durch den Mi-
nisterpräsidenten, dieser vertreten durch den Minister für 
Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt und ländliche 
Räume (Land)

Artikel 1  
Organleihe

(1) Der Bund stellt dem Land zur Wahrnehmung der dem 
Land nach § 54 Absatz 2 des Energiewirtschaftsgeset-
zes (EnWG) vom 7. Juli 2005 obliegenden Verwaltungs-
aufgaben die Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, 
Telekommunikation, Post und Eisenbahnen (Bundesnetz-
agentur) nach Maßgabe des Satzes 2 zur Verfügung 
(Organleihe). Die Organleihe umfasst die Wahrnehmung 
der gesetzlichen Aufgaben nach § 54 Absatz 2 EnWG 
einschließlich aller zur Wahrnehmung der Aufgaben not-
wendigen Befugnisse nach Teil 8 des Energiewirtschafts-
gesetzes, insbesondere Aufsichtsmaßnahmen nach § 65 
EnWG, die Durchführung von Anhörungen und Ermittlun-
gen, die Vertretung der Landesregulierungsbehörde in 
Beschwerde-, Rechtsbeschwerde- und Nichtzulassungs-
beschwerdeverfahren, die Erhebung von Kosten, 
Zwangsgeldern und Bußgeldern sowie die Vollstreckung, 
soweit die Befugnisse nicht der Bundesnetzagentur als 
Bundesbehörde ausschließlich zugewiesen sind.

(2) Die Organleihe erfolgt aus verwaltungspraktischen 
und -ökonomischen Erwägungen zur Entlastung der Be-
hörden des Landes.

Artikel 2  
Organisation

(1) Dem für den Vollzug des Energiewirtschaftsgesetzes 
zuständigen Minister für Energiewende, Landwirtschaft, 
Umwelt und ländliche Räume (Aufsichtsbehörde) steht 
gegenüber der Bundesnetzagentur die Aufsicht über die 
rechtmäßige Wahrnehmung der im Rahmen der nach Ar-
tikel 1 Absatz 1 übertragenen Aufgaben zu (Rechtsauf-
sicht). In Angelegenheiten allgemeiner Art oder von be-
sonderer Bedeutung wird das Bundesministerium für 
Wirtschaft und Energie durch die Aufsichtsbehörde un-
verzüglich durch Übermittlung einer schriftlichen Fas-
sung der Weisung unterrichtet. 

(2) Aufbau, Innere Ordnung und Personalangelegenhei-
ten der Bundesnetzagentur bleiben Aufgabe des Bundes 
(Dienstaufsicht). 

Artikel 3 
Haushalts- und Verwaltungsverfahrensrecht

Für den nach Artikel 1 Absatz 1 übertragenen Aufgaben-
bereich ist das Landesrecht, insbesondere das Haus-
halts-, Verwaltungsgebühren- und Verwaltungsverfah-
rensrecht des Landes anzuwenden, soweit sich aus dem 
Energiewirtschaftsgesetz und den aufgrund des Energie-
wirtschaftsgesetzes erlassenen Rechtsverordnungen 
nicht etwas anderes ergibt. 

Artikel 4 
Verwaltungskosten

(1) Die dem Bund für die Bereitstellung der personellen 
und sachlichen Verwaltungsmittel entstehenden Kosten 
trägt das Land. 

(2) Für die Wahrnehmung derjenigen Aufgaben nach Ar-
tikel 1 Absatz 1, bei denen es sich nach der Energiewirt-
schaftskostenverordnung des Bundes um kostenpflich-
tige Amtshandlungen handelt, stellt der Bund dem Land 
die Kosten in der Höhe in Rechnung, wie er sie bei einer 

Anl. 
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Aufgabenwahrnehmung in eigener Zuständigkeit gegen-
über dem jeweiligen Kostenschuldner auf der Grundlage 
der Energiewirtschaftskostenverordnung des Bundes in 
der jeweils geltenden Fassung festgesetzt hätte. Fälle der 
Uneinbringbarkeit der Kosten oder einer Ermäßigung der 
Kosten gegenüber dem Kostenschuldner aus Billigkeits-
gründen mindern den Anspruch des Bundes nicht. 

(3) Für die Abrechnung der Kosten für die Wahrnehmung 
derjenigen Aufgaben nach Artikel 1 Absatz 1, die nicht 
nach der Energiewirtschaftskostenverordnung des Bun-
des kostenpflichtig sind, finden die folgenden Kosten-
sätze Anwendung:

1.	für die Überwachung eines Energieversorgungsunter-
nehmens, an dessen Elektrizitätsverteilernetz weniger 
als 10.000 Kunden unmittelbar oder mittelbar ange-
schlossen sind, 1.500 Euro pro Jahr,

2.	für die Überwachung eines Energieversorgungsunter-
nehmens, an dessen Elektrizitätsverteilernetz mindes-
tens 10.000, jedoch weniger als 100.000 Kunden un-
mittelbar oder mittelbar angeschlossen sind, 3.000 Euro 
pro Jahr,

3.	für die Überwachung eines Energieversorgungsunter-
nehmens nach Nummer 1 und 2, welches Teil eines 
vertikal integrierten Energieversorgungsunternehmens 
nach § 3 Nummer 38 EnWG ist, auf welches die Re-
gelungen des Teils 2 des Energiewirtschaftsgesetzes 
unbeschränkt Anwendung finden, 4.700 Euro pro Jahr.

Satz 1 gilt für die Überwachung von Gasverteilernetzen 
entsprechend.

(4) Das Land leistet vierteljährliche Abschlagszahlungen 
der Kosten nach Absatz 3. Die quartalsweise zu leisten-
den Beträge erfolgen bis zum fünften Werktag des dar-
auf folgenden Monats. Mehr- oder Minderbeträge, die 
sich aus der jährlichen Endabrechnung ergeben, werden 
mit der Abschlagszahlung für das dritte Quartal des Fol-
gejahres ausgeglichen. Die Kosten nach Absatz 2 wer-
den dem Land jeweils zum Ende eines Quartals in Rech-
nung gestellt. Die vom Land zu leistenden Beträge sind 

ab dem Zeitpunkt, in dem das Land mit der Zahlung in 
Verzug ist, mit fünf Prozentpunkten über dem Basiszins-
satz jährlich zu verzinsen. 

(5) Die von der Bundesnetzagentur im Zusammenhang 
mit der Aufgabendurchführung nach Artikel 1 Absatz 1 
erhobenen Einnahmen werden jeweils zum Ende des 
Quartals an das Land abgeführt. 

Artikel 5 
Inkrafttreten und Geltungsdauer

(1) Dieses Verwaltungsabkommen tritt am Tage nach der 
Veröffentlichung im Gesetz- und Verordnungsblatt für 
Schleswig-Holstein in Kraft. Gleichzeitig tritt das Verwal-
tungsabkommen über die Wahrnehmung bestimmter 
Aufgaben nach dem Energiewirtschaftsgesetz vom  
25. Oktober/28. November 2005 (GVOBl. Schl.-H. 
2005, S. 545)*) außer Kraft.

(2) Die Bundesnetzagentur überprüft die Angemessen-
heit der Kostensätze nach Artikel 4 Absatz 3 Satz 1 und 
2 anhand ihrer Kosten- und Leistungsrechnung unter Zu-
grundelegung ihrer Vollkostenrechnung und legt bis zum 
31. März 2016 einen Vorschlag für eine Anpassung der 
Kostensätze vor, soweit dies angemessen ist. 

(3) Das Verwaltungsabkommen kann jährlich zum  
31. Dezember gekündigt werden. Die Kündigung bedarf 
der Schriftform. Voraussetzung einer Kündigung nach 
Satz 1 ist, dass diese dem Vertragspartner mindestens 
sechs Monate vor Ablauf der Frist nach Satz 1 zugeht. 

Berlin, 7. September 2015

Der Bundesminister für Wirtschaft und Energie
In Vertretung
gez. R a i n e r  B a a k e
Staatssekretär

Kiel, 11. August 2015
Der Minister für Energiewende, Landwirtschaft, 
Umwelt und ländliche Räume
gez. D r. R o b e r t H a b e c k

*)	 GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 752-2



344	 Gesetz- und Verordnungsblatt für Schleswig-Holstein 2015; Ausgabe 29. Oktober 2015	 Nr. 14

1650/2015
Gesetz 

zur Aufhebung von Gesetzen über staatliche Auszeichnungen
Vom 16. Oktober 2015
GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 1131-3

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Das Gesetz über die staatliche Anerkennung von 
Rettungstaten vom 3. August 1954 (GVOBl. Schl.-
H. S. 117)1), geändert durch Artikel 46 der Verord-
nung vom 30. November 1994 (GVOBl. Schl.-H.  
S. 527), Zuständigkeiten und Ressortbezeichnungen 
zuletzt ersetzt durch Verordnung vom 24. Oktober 
1996 (GVOBl. Schl.-H. S. 652), wird aufgehoben.

Artikel 2
Das Gesetz über die Stiftung des Brandschutz-Eh-
renzeichens vom 24. Januar 1955 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 71)2), zuletzt geändert durch Gesetz vom 23. Juni 
2015 (GVOBl. Schl.-H. S. 193), wird aufgehoben.

Artikel 3
Das Gesetz zur Ausführung des Bundesgesetzes 
über Titel, Orden und Ehrenzeichen vom 8. Juli 
1960 (GVOBl. Schl.-H. S. 116)3), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 1. Februar 2005 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 57), wird aufgehoben.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 16. Oktober 2015

	 To rs t en  A l b i g 	 S t e fan  S tud t
	 Ministerpräsident	 Minister
		  für Inneres und Bundesangelegenheiten

1651/2015
Gesetz 

zur Neufassung des Landesmeldegesetzes und zur Änderung weiterer Vorschriften
Vom 20. Oktober 2015

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1 
Neufassung des Landesmeldegesetzes1)

Das Landesmeldegesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 24. Juni 2004 (GVOBl. Schl.-
H. S. 214), zuletzt geändert durch Gesetz vom  
27. November 2012 (GVOBl. Schl.-H. S. 737), er-
hält folgende Fassung:

„Meldegesetz für das Land Schleswig-Holstein 
(Landesmeldegesetz – LMG)

Inhaltsübersicht:

  § 1	 Meldebehörden

  § 2	 Regelmäßige Datenübermittlungen an die 
Staatskanzlei

  § 3	 Regelmäßige Datenübermittlungen an das Fi-
nanzamt

  § 4	 Datenübermittlungen an Sicherheits- und 
Strafverfolgungsbehörden

  § 5	 Datenübermittlungen an andere öffentliche 
Stellen

  § 6	 Regelmäßige Datenübermittlungen an das 
Landesamt für soziale Dienste

  § 7	 Regelmäßige Datenübermittlungen an die 
Staatsangehörigkeitsbehörde

  § 8	 Datenübermittlungen an den Norddeutschen 
Rundfunk

  § 9	 Datenübermittlungen zwischen Meldebehör-
den und öffentlich-rechtlichen Religionsge-
sellschaften

  § 10	Besondere Meldescheine in Beherbergungs-
stätten

  § 11	Verordnungsermächtigungen

§ 1 
Meldebehörden

(1) Die Aufgaben nach dem Bundesmeldegesetz 
(BMG) vom 3. Mai 2013 (BGBl. I S. 1084), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 a des Gesetzes vom  
20. Juni 2015 (BGBl. I S. 970), nehmen die amts-
freien Gemeinden und die Ämter als Landesaufga-
ben zur Erfüllung nach Weisung wahr.

(2) Meldebehörden sind die Bürgermeisterinnen 
oder Bürgermeister der amtsfreien Gemeinden, die 
Amtsdirektorinnen oder Amtsdirektoren oder in eh-
renamtlich verwalteten Ämtern die Amtsvorstehe-
rinnen oder Amtsvorsteher der Ämter als örtliche 
Ordnungsbehörden.

1)	 GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 1131-1
2)	 GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 1131-2
3)	 GS Schl.-H. II, Gl.Nr. B 1132-1
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§ 2 
Regelmäßige Datenübermittlungen 

an die Staatskanzlei

(1) Zum Zwecke der Ehrung von Altersjubilarinnen 
und Altersjubilaren und Ehepaaren, Lebenspartne-
rinnen und Lebenspartnern durch die Ministerpräsi-
dentin oder den Ministerpräsidenten oder durch die 
Bundespräsidentin oder den Bundespräsidenten 
übermittelt die Meldebehörde der Ministerpräsiden-
tin oder dem Ministerpräsidenten zwei Monate vor 
Vollendung des 90., 100. und jedes weiteren Le-
bensjahres sowie aus Anlass des 50., 60., 65., 
70., 75. und jedes weiteren Ehejubiläums oder Le-
benspartnerschaftsjubiläums folgende Daten der 
Jubilarinnen und Jubilare:
1.	Vor- und Familiennamen, 
2.	Doktorgrad, 
3.	Ordens- oder Künstlernamen, 
4.	Tag der Geburt, 
5.	Staatsangehörigkeiten,
6.	Anschrift.

Bei Ehejubiläen oder Lebenspartnerschaftsjubiläen ist 
zusätzlich der Tag der Eheschließung oder der Be-
gründung der Lebenspartnerschaft zu übermitteln.

(2) Die Daten Betroffener, für die eine Auskunfts-
sperre nach § 51 Absatz 1 BMG im Melderegister 
gespeichert ist, dürfen nicht übermittelt werden; 
bei Ehejubiläen oder Lebenspartnerschaftsjubiläen 
gilt das auch für die Daten der Ehegattin oder des 
Ehegatten, der Lebenspartnerin oder des Le-
benspartners, für die eine solche Auskunftssperre 
nicht gespeichert ist.

(3) Die Betroffenen haben das Recht, der Daten-
übermittlung zu widersprechen. Auf das Wider-
spruchsrecht hat die Meldebehörde die Betroffenen 
bei der Anmeldung und bei jeder Ausstellung eines 
Personalausweises oder Reisepasses sowie jährlich 
durch ortsübliche Bekanntmachung hinzuweisen.

§ 3 
Regelmäßige Datenübermittlungen 

an das Finanzamt

Zur Sicherung des Steueraufkommens übermittelt die 
Meldebehörde gemäß § 136 der Abgabenordnung in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 1. Oktober 
2002 (BGBl. I S. 3866, ber. 2003 S. 61), zuletzt geän-
dert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 18. Juli 2014 
(BGBl. I S. 1042), dem zuständigen Finanzamt nach 
einer Abmeldung in das Ausland folgende Daten:
1.	Vor- und Familiennamen, 
2.	 frühere Namen, 
3.	Tag und Ort der Geburt, 
4.	 letzte Anschrift im Inland und
5.	Zuzugsanschrift im Ausland.

§ 4 
Datenübermittlungen an Sicherheits- und 

Strafverfolgungsbehörden

(1) Die Meldebehörde hat Behörden nach § 34 Ab-
satz 4 Satz 1 BMG anlässlich einer Identitätsfeststel-
lung und Adressvalidierung über die in § 38 Absatz 1 
und 3 BMG genannten Daten hinaus jederzeit auf Er-
suchen automatisiert folgende Daten zu übermitteln:
1.	Bei Zuzug aus dem Ausland auch die letzte frü-

here Anschrift im Inland,
2.	bei Wegzug in das Ausland auch die Zuzugsan-

schrift im Ausland,
3.	 für den Fall einer gesetzlichen Vertretung

a)	 Familienname,
b)	 Vornamen,
c)	 Doktorgrad,
d)	 Anschrift,
e)	 Geburtsdatum,
f)	 Geschlecht sowie
g)	 Sterbedatum
der gesetzlichen Vertreterin oder des gesetzli-
chen Vertreters,

4.	 für den Fall einer eingetragenen Ehe oder Ver-
partnerung
a)	 Familienname,
b)	 Vornamen,
c)	 Geburtsname,
d)	 Doktorgrad,
e)	 Geburtsdatum,
f)	 Geschlecht,
g)	 derzeitige Anschriften im Zuständigkeitsbe-

reich der Meldebehörde sowie Anschrift der 
letzten alleinigen Wohnung oder Haupt- und 
Nebenwohnung außerhalb des Zuständig-
keitsbereichs der Meldebehörde sowie

h)	 Sterbedatum
der Ehegattin oder des Ehegatten oder der Le-
benspartnerin oder des Lebenspartners.

Die Datenübermittlung nach Satz 1 ist nur zulässig, 
soweit dies im Einzelfall erforderlich ist zum Zweck
1.	der Gefahrenabwehr,
2.	der Strafverfolgung,
3.	der Strafvollstreckung,
4.	des Strafvollzugs,
5.	 der Unterrichtung der Landesregierung und anderer 

zuständigen Stellen über Gefahren für die freiheitli-
che demokratische Grundordnung, den Bestand 
und die Sicherheit des Bundes und der Länder oder

6.	der Ahndung von Ordnungswidrigkeiten.
(2) Zum Zwecke der Fahndung nach Personen, die 
zur Festnahme oder Aufenthaltsermittlung gesucht 
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werden, zur Aufklärung des Schicksals von Ver-
missten und Unfallopfern und zur Fortschreibung 
von Angaben in kriminalpolizeilichen personenbe-
zogenen Datensammlungen übermittelt die Meld-
ebehörde der Polizeibehörde in Schleswig-Holstein 
anlässlich einer An- oder Abmeldung, Namensän-
derung und eines Sterbefalles folgende Daten:
1.	Vor- und Familiennamen, 
2.	 frühere Namen, 
3.	Ordens- oder Künstlernamen, 
4.	Tag und Ort der Geburt, 
5.	Geschlecht, 
6.	Staatsangehörigkeiten,
7.	Anschriften und
8.	Auskunftssperre nach § 51 Absatz 1 BMG. 

Zusätzlich zu den Daten nach Satz 1 sind bei einer 
Anmeldung der Tag des Einzugs, die frühere An-
schrift und weitere Anschriften, bei einer Abmel-
dung der Tag des Auszugs, die neue Anschrift und 
weitere Anschriften sowie bei einem Sterbefall der 
Sterbetag zu übermitteln. Die übermittelten Daten 
dürfen nur für die in Satz 1 genannten Zwecke ver-
wendet werden. Daten von Personen, nach denen 
nicht gefahndet wird oder die nicht als Vermisste 
oder Unfallopfer gesucht werden oder über die 
keine Angaben in kriminalpolizeilichen personenbe-
zogenen Datensammlungen vorliegen, sind unver-
züglich zu löschen.

§ 5 
Datenübermittlungen an andere öffentliche Stellen

Die Meldebehörde übermittelt anderen als den in  
§ 34 Absatz 4 Satz 1 BMG genannten Behörden 
zum Zwecke der Erfüllung der in ihrer Zuständigkeit 
liegenden Aufgaben aus Anlass einer Identitäts-
feststellung und Adressvalidierung über die Daten 
nach § 38 Absatz 1 BMG hinaus jederzeit automa-
tisiert auf Ersuchen folgende Daten, soweit dies im 
Einzelfall erforderlich ist:
1.	Geschlecht,
2.	 für den Fall einer gesetzlichen Vertretung

a)	 Art der gesetzlichen Vertretung,
b)	 Familienname,
c)	 Vornamen,
d)	 Doktorgrad,
e)	 Anschriften

der gesetzlichen Vertreterin oder des gesetzlichen 
Vertreters.

§ 6 
Regelmäßige Datenübermittlungen 

an das Landesamt für soziale Dienste

Zur Vermeidung der rechtswidrigen Zahlung von

1.	Elterngeld nach dem Bundeselterngeld- und El-
ternzeitgesetz vom 5. Dezember 2006 (BGBl. I 

S. 2748), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 15. Februar 2013 (BGBl. I S. 254),

2.	 Versorgungsbezügen nach dem Bundesversor-
gungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 22. Januar 1982 (BGBl. I S. 21), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 1 der Verordnung vom  
23. September 2014 (BGBl. I S. 1533), oder nach 
Gesetzen, die das Bundesversorgungsgesetz für 
entsprechend anwendbar erklären, und

3.	der besonderen Zuwendung für Haftopfer nach 
§ 17 a des Strafrechtlichen Rehabilitierungsge-
setzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
17. Dezember 1999 (BGBl. I S. 2664), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 11 des Gesetzes vom 22. Juni 
2011 (BGBl. I S. 1202), sowie 

zur Feststellung der Anzahl der gültigen Behinder-
tenausweise nach dem Neunten Buch Sozialge-
setzbuch vom 19. Juni 2001 (BGBl. I S. 1046), zu-
letzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. 
Dezember 2012 (BGBl. I S. 2598), übermittelt die 
Meldebehörde dem Landesamt für soziale Dienste im 
Falle des Todes einer Person folgende Daten:

1.	Vor- und Familiennamen, 

2.	 frühere Namen, 

3.	Ordens- oder Künstlernamen, 

4.	Tag und Ort der Geburt, 

5.	Geschlecht, 

6.	gegenwärtige Anschriften und 

7.	Sterbetag.

§ 7 
Regelmäßige Datenübermittlungen 
an die Staatsangehörigkeitsbehörde

Zur Mitteilung der Tatsache, dass ein Verlust der 
deutschen Staatsangehörigkeit nach § 29 Absatz 2 
des Staatsangehörigkeitsgesetzes (StAG) in der im 
Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer  
102-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, zu-
letzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
13. November 2014 (BGBl. I S. 1714), eintreten 
kann, übermittelt die Meldebehörde der Staatsan-
gehörigkeitsbehörde zur Durchführung des staats-
angehörigkeitsrechtlichen Verfahrens bis zum zehn-
ten Tag jeden Kalendermonats für Personen, die im 
folgenden Monat das 21. Lebensjahr vollenden fol-
gende Daten der betroffenen Person:

1.	Vor- und Familiennamen,

2.	 frühere Namen,

3.	Tag und Ort der Geburt,

4.	Geschlecht,

5.	derzeitige und frühere Anschriften und bei Zu-
zug aus dem Ausland auch die letzte frühere 
Wohnung im Inland,
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6.	Einzugsdatum, Auszugsdatum, Datum des letz-
ten Wegzugs aus einer Wohnung im Inland sowie 
Datum des letzten Zuzugs aus dem Ausland,

7.	Staatsangehörigkeiten einschließlich der Tatsa-
che, dass nach § 29 StAG ein Verlust der deut-
schen Staatsangehörigkeit eintreten kann und

8.	Auskunftssperre nach § 51 Absatz 1 BMG.

§ 8 
Datenübermittlungen an den Norddeutschen 

Rundfunk

(1) Die Meldebehörde übermittelt dem Norddeut-
schen Rundfunk (NDR) oder der nach § 10 Absatz 
7 des Rundfunkbeitragsstaatsvertrages (Artikel 1 
des Fünfzehnten Rundfunkänderungsstaatsvertra-
ges in Verbindung mit dem Zustimmungsgesetz 
vom 16. Dezember 2011, GVOBl. Schl.-H. S. 345) 
von ihm beauftragten Stelle zum Zwecke der Ein-
ziehung der Rundfunkbeiträge nach § 11 Absatz 4 
des Rundfunkbeitragsstaatsvertrages im Falle der 
Anmeldung, Abmeldung oder des Todes folgende 
Daten volljähriger Einwohnerinnen und Einwohner:

1.	Vor- und Familiennamen,

2.	 frühere Namen,

3.	Doktorgrad,

4.	Tag der Geburt,

5.	gegenwärtige und letzte frühere Anschriften, 
Haupt- und Nebenwohnung,

6.	Tag des Ein- und Auszuges,

7.	Familienstand, nur bei einer Ehe oder einer Le-
benspartnerschaft,

8.	Sterbetag.

Die Daten Betroffener, für die eine Auskunftssperre 
nach § 51 Absatz 1 BMG im Melderegister gespei-
chert ist, dürfen nicht übermittelt werden.

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für Datenübermitt-
lungen auf Ersuchen.

(3) Die übermittelten Daten dürfen nur verarbeitet 
werden, um Beginn und Ende der Rundfunkbei-
tragspflicht sowie die Landesrundfunkanstalt zu er-
mitteln, welcher der Beitrag zusteht. Der Norddeut-
sche Rundfunk und die von ihm beauftragte Stelle 
haben durch technische und organisatorische Maß-
nahmen sicherzustellen, dass nur berechtigte Be-
dienstete zur rechtmäßigen Aufgabenerfüllung von 
den Daten Kenntnis erhalten und nicht mehr benö-
tigte Daten unverzüglich gelöscht werden, spätes-
tens jedoch innerhalb eines halben Jahres nach ih-
rer Übermittlung.

§ 9 
Datenübermittlungen zwischen Meldebehörden 

und öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften

(1) Die Meldebehörden dürfen einer öffentlich-
rechtlichen Religionsgesellschaft zusätzlich zu den 

Daten nach § 42 Absatz 1 und 2 BMG folgende 
Daten auch regelmäßig übermitteln:

1.	 frühere Namen und
2.	Staatsangehörigkeiten der Familienmitglieder sowie
3.	Ordnungsmerkmal des Mitgliedes nach § 4 Ab-

satz 3 BMG.

(2) Die Feststellung nach § 42 Absatz 5 Satz 2 
BMG trifft das Ministerium für Inneres auf Empfeh-
lung des Unabhängigen Landeszentrums für Daten-
schutz.

(3) Erfolgt seitens öffentlich-rechtlicher Religions-
gesellschaften eine Datenübermittlung über die Be-
gründung oder Beendigung der Mitgliedschaft einer 
Person, speichern die Meldebehörden diese Daten.

§ 10 
Besondere Meldescheine in Beherbergungsstätten

(1) Zur Erhebung der Kur- und Tourismusabgabe 
nach § 10 des Kommunalabgabengesetzes des 
Landes Schleswig-Holstein in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 10. Januar 2005 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 27), zuletzt geändert durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 15. Juli 2014 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 129), dürfen in dem besonderen Meldeschein 
die Daten nach § 30 Absatz 2 Nummer 1 bis 8 
BMG erhoben und den für die Kur- und Tourismus-
abgabeerhebung zuständigen Stellen für die ge-
nannten Zwecke übermittelt werden. Zusätzlich 
dürfen der Familienname, die Vornamen und das 
Geburtsdatum mitreisender Personen erhoben wer-
den. In diesem Fall ist der Gast hierauf im Melde-
schein hinzuweisen.

(2) Für Zwecke der Beherbergungsstatistik dürfen 
die auf dem besonderen Meldeschein nach § 30 
Absatz 2 Nummer 1, 4, Nummer 4 beschränkt auf 
das Geburtsjahr, 6 und 7 BMG, Nummer 7 jedoch 
ohne die Angabe zur Staatsangehörigkeit, erhobe-
nen Daten verwendet werden. Der Gast ist hierauf 
im Meldeschein hinzuweisen.

(3) Zur eindeutigen Zuordnung für die Tourismusab-
gabe sind auf dem besonderen Meldeschein der 
Name und die Anschrift der Beherbergungsstätte 
sowie eine vorhandene Wohnungsnummer durch 
den Beherbergungsbetrieb anzugeben.

§ 11 
Verordnungsermächtigungen

(1) Das für Inneres zuständige Ministerium wird er-
mächtigt, durch Verordnung Regelungen zu treffen 
über:

1.	die Muster der Meldescheine und der Ände-
rungsmitteilung (§ 23 Absatz 1 BMG), die An-
zahl der Ausfertigungen und die Dauer ihrer 
Aufbewahrung bei der Meldebehörde sowie die 
Muster der amtlichen Meldebestätigung nach  
§ 24 Absatz 2 BMG, 
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2.	die Muster der Meldescheine für die Meldungen 
nach § 28 BMG, die Anzahl der Ausfertigungen 
und die Dauer ihrer Aufbewahrung bei der Meld-
ebehörde, 

3.	das Muster des besonderen Meldescheins für 
Beherbergungsstätten nach § 30 Absatz 1 BMG 
und die Anzahl der Ausfertigungen,

4.	die Vermittlungsstelle des Landes Schleswig-
Holstein für standardisierte Datenübermittlun-
gen und die zentrale Spiegeldatenbank der örtli-
chen Melderegister und

5.	die Durchführung landesrechtlich zugelassener re-
gelmäßiger Datenübermittlungen nach § 36 BMG.

(2) Das Ministerium für Inneres wird ermächtigt, 
Form und Verfahrensvorschriften für Anmeldungen 
und Datenübermittlungen zu regeln.

Artikel 2 
Änderung des Schulgesetzes2)

Das Schulgesetz vom 24. Januar 2007 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 39, ber. S. 276), zuletzt geändert durch 
Artikel 5 des Gesetzes vom 11. Dezember 2014 
(GVOBl. Schl.-H. S. 464), wird wie folgt geändert:
1.	§ 2 Absatz 8 erhält folgende Fassung:

„Wohnung im Sinne dieses Gesetzes ist die Woh-
nung einer Person nach den §§ 20 oder 21 des 
Bundesmeldegesetzes vom 3. Mai 2013 (BGBl I 
S.1084), zuletzt geändert durch Artikel 2 a des 
Gesetzes vom 20. Juni 2015 (BGBl. I S. 970).“

2.	§ 30 wird wie folgt geändert:
a)	 In Absatz 5 Nummer 4 werden die Worte  

„§ 27 Abs. 8 Nr. 2 des Landesmeldegeset-
zes“ durch die Worte „§ 51 Absatz 5 Num-
mer 2 des Bundesmeldegesetzes“ ersetzt.

b)	 In Absatz 6 Satz 1 und 2 werden jeweils die 
Worte, „der zuständigen Schule“ durch die 
Worte „dem zuständigen Schulamt“ ersetzt.

Artikel 3 
Änderung der Amtsordnung3)

Die Amtsordnung für Schleswig-Holstein in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 28. Februar 
2003 (GVOBl. Schl.-H. S. 112), zuletzt geändert 
durch Artikel 4 Gesetzes vom 5. Mai 2015 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 105), wird wie folgt geändert:
In § 6 Satz 4 werden die Worte „§ 28 Absatz 7 und 
8 des Landesmeldegesetzes“ durch die Worte „§ 51 
Absatz 1 und 5 und § 52 Absatz 1 des Bundesmel-
degesetzes vom 3. Mai 2013 (BGBl I S.1084), zu-
letzt geändert durch Artikel 2 a des Gesetzes vom 
20. Juni 2015 (BGBl. I S. 970),“ ersetzt.

Artikel 4 
Änderung des Heilberufekammergesetzes4)

Das Heilberufekammergesetz vom 29. Februar 
1996 (GVOBl. Schl.-H. S. 248), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 28. Januar 2014 (GVOBl. Schl.-
H. S. 17), wird wie folgt geändert:

1.	 In § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 werden die 
Worte „Landesmeldegesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 24. Juni 2004 
(GVOBl. Schl.-H. S. 214), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 28. September 2010 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 684)“ durch die Worte „Bundesmel-
degesetzes vom 3. Mai 2013 (BGBl. I S. 1084), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 a des Gesetzes 
vom 20. Juni 2015 (BGBl. I S. 970),“ ersetzt.

2.	 In § 8 Absatz 1 Nummer 2 wird das Wort „Lan-
desmeldegesetzes“ durch das Wort „Bundes-
meldegesetzes“ ersetzt.

Artikel 5 
Änderung des Gemeinde- und Kreiswahlgesetzes5)

Das Gemeinde- und Kreiswahlgesetz in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 19. März 1997 
(GVOBl. Schl.-H. S. 151), zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 13. Dezember 2012 
(GVOBl. Schl.-H. S. 745), wird wie folgt geändert:

In § 7 Absatz 3 werden die Worte „§ 19 des Landes-
meldegesetzes“ durch die Worte „§ 28 des Bundes-
meldegesetzes vom 3. Mai 2013 (BGBl I S.1084), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 a des Gesetzes vom 
20. Juni 2015 (BGBl. I S. 970),“ ersetzt.

Artikel 6 
Änderung des Landeskrebsregistergesetzes6)

Das Landeskrebsregistergesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 15. Mai 2006 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 78) wird wie folgt geändert:

In § 6 werden folgende Absätze 8 bis 10 neu ange-
fügt:

„(8) Zur Aktualisierung und zur Berichtigung der 
von der Vertrauensstelle gespeicherten Daten über-
mitteln die Meldebehörden der Vertrauensstelle 
einmalig für Personen, die seit 1. Januar 2000 ver-
storben oder nach außerhalb von Schleswig-Hol-
stein verzogen sind 
1.	Vor- und Familiennamen,
2.	 frühere Namen,
3.	Datum der Geburt,
4.	Geschlecht,
5.	gegenwärtige Anschrift,
6.	Datum des Zuzugs,
7.	Datum des Wegzugs,
8.	 frühere Anschrift,
9.	Sterbedatum.

Danach übermitteln die Meldebehörden der Ver-
trauensstelle aus Anlass
1.	des Todes

a)	 Vor- und Familiennamen,
b)	 frühere Namen,
c)	 Datum der Geburt,
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d)	 Geschlecht,
e)	 letzte bekannte Anschrift,
f)	 Sterbedatum,

2.	des Zuzugs aus einem anderen Land
a)	 Vor- und Familiennamen,
b)	 frühere Namen,
c)	 Datum der Geburt,
d)	 Geschlecht,
e)	 gegenwärtige Anschrift,
f)	 letzte frühere Anschrift,
g)	 Datum des Zuzugs,

3.	des Wegzugs in ein anderes Land
a)	 Vor- und Familiennamen,
b)	 frühere Namen,
c)	 Datum der Geburt,
d)	 Geschlecht,
e)	 gegenwärtige Anschrift,
f)	 letzte frühere Anschrift,
g)	 Datum des Wegzugs.

Die Meldung erfolgt auf elektronischem Weg. Die Da-
ten nach Satz 1 sind mit einem Transportschlüssel zu 
verschlüsseln, den nur die Vertrauensstelle entschlüs-
seln kann. Die Vertrauensstelle bearbeitet die Daten 
nach Satz 1 entsprechend den Angaben einer Mel-
dung. Ergibt der Abgleich mit den vorhandenen Da-
tensätzen, dass über die betreffende Person in der 
Vertrauensstelle keine Daten gespeichert sind, hat die 
Vertrauensstelle die zu dieser Person übermittelten 
Daten nach Satz 1 unverzüglich zu löschen.

(9) Die Meldebehörden übermitteln der Vertrauens-
stelle auf deren Anforderung folgende Daten:
  1.	Familiennamen,
  2.	Vornamen,
  3.	frühere Namen,
  4.	Namensänderungen,
  5.	Geschlecht,
  6.	gegenwärtige und frühere Anschriften,
  7.	Datum des Ein- und Auszugs,
  8.	Datum und Ort der Geburt,
  9.	Sterbedatum,
10.	 die vom Standesamt eingetragene Registrier-

nummer (Nummer des Sterbeeintrags) und
11.		 das Standesamt, das den Sterbefall registriert hat.
Absatz 8 Satz 2 bis 4 gelten entsprechend.

(10) Bei vorhandenem Hinweis auf eine noch nicht 
gemeldete Krebserkrankung hat die Vertrauensstelle 
bei Ärztinnen oder Ärzten und Zahnärztinnen oder 
Zahnärzten, die die Patientin oder den Patienten be-
handelt, untersucht oder obduziert haben, die der 
Meldepflicht unterworfenen Daten zu erheben.“

Artikel 7 
Änderung der Landesverordnung über 

Verwaltungsgebühren 7)

Der allgemeine Gebührentarif der Landesverord-
nung über Verwaltungsgebühren vom 15. Oktober 
2008 (GVOBl. Schl.-H. S. 383), zuletzt geändert 
durch Verordnung vom 14. Oktober 2015 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 368), wird wie folgt geändert:

Die Tarifstelle 5 erhält folgende Fassung:

„5 Einwohnerwesen Euro

5.1 Datenübermittlungen, Melde-
registerauskünfte und Anhö-
rungen nach dem Bundesmel-
degesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 3. Mai 
2013 (BGBl. I S. 1084), zu-
letzt geändert durch Artikel  
2 a des Gesetzes vom 20. 
Juni 2015 (BGBl. I S. 970)

5.1.1 Datenübermittlungen nach den 
§§ 34 bis 36, 38, 42 und 43 
unmittelbar an die jeweils ge-
nannten Datenempfänger sind 
gebührenfrei. Dies gilt auch für 
Anfragen nach § 755 ZPO. 
Auslagen sind zu erstatten.

5.1.1.1 Mittelbare Datenübermittlun-
gen nach §§ 34, 35 und 38 
im Wege eines Auftragsdaten-
verarbeitungsverhältnisses. 
Die Gebühr ist durch den Auf-
tragsnehmer zu entrichten.

a) Schriftlich 12

b) �Datenübermittlung mit grö-
ßerem Verwaltungsaufwand, 
insbesondere bei Rückgriff 
auf nicht automatisiert ge-
speicherte Daten. Gilt nicht 
in Fällen der §§ 51 und 52. 16

c) Automatisiert

aa) �Datenübermittlung an bei 
der Vermittlungsstelle Melde- 
wesen Schleswig-Holstein 
registrierte Großanfrager 5

bb) �in den übrigen Fällen der 
Datenübermittlung 4,50

cc) �zusätzlich zur Gebühr nach 
Tarifstelle 5.1.1.1 Buch-
stabe c Doppelbuchsta-
ben aa und bb für das 
Land Schleswig-Holstein 0,50
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d) �Gruppenauskünfte nach § 34 
Absatz 2

35  
zuzüglich 
0,026 für 
jede regis- 
trierte Person 
und zuzüg- 
lich 0,077 
für jede 
ausgewählte 
Person

5.1.2 Melderegisterauskünfte

5.1.2.1 a) �Einfache Melderegisteraus-
künfte nach § 44 Absatz 1 12

b) �Melderegisterauskünfte mit 
größerem Verwaltungsauf-
wand, insbesondere bei 
Rückgriff auf nicht automa-
tisiert gespeicherte Daten. 
Dies gilt nicht in den Fällen 
der Tarifstelle 5.1.3 16

c) �Einfache Melderegisteraus-
künfte nach § 49

aa) �Erteilung einer einfachen 
Melderegisterauskunft an 
bei der Vermittlungsstelle 
Meldewesen Schleswig-
Holstein registrierte Groß-
anfrager 5

bb) �in den übrigen Fällen der 
Erteilung einer einfachen 
Melderegisterauskunft 4,50

cc) �zusätzlich zur Gebühr 
nach Tarifstelle 5.1.2.1 
Buchstabe c Doppelbuch-
staben aa und bb für das 
Land Schleswig-Holstein 0,50

5.1.2.2 Erweiterte Melderegisteraus-
künfte nach § 45 14

5.1.2.3 Gruppenauskünfte nach § 46 35  
zuzüglich 
0,026 für jede 
registrierte 
Person und zu- 
züglich 0,077 
für jede aus-
gewählte 
Person

5.1.2.4 Melderegisterauskünfte nach 
§ 50 Absatz 1 und 3 
je Person 
mindestens

0,15 

35

5.1.2.5 Melderegisterauskünfte nach 
§ 50 Absatz 2
je Jubiläumsfall 
mindestens

10

15

5.1.3 Anhörungen nach §§ 51 und 
52. Die Gebühr ist seitens der 
anfragenden Stelle nach § 44 
Absatz 1 oder Tarifstelle 
5.1.1.1 zu entrichten.

5.1.3.1 Anhörung nach § 51 Absatz 2 25

5.1.3.2 Anhörung nach § 52 Absatz 2 15

5.2 Erteilung von Bescheinigungen 
(z. B. Meldebescheinigungen, zu-
sätzliche Meldebestätigungen) 
a) �Bescheinigung in einfachen 

Fällen 
b) �Bescheinigung mit größe-

rem Verwaltungsaufwand, 
insbesondere bei Rückgriff 
auf nicht automatisiert ge-
speicherte Daten

6 

15

Anmerkungen zu Tarifstellen 
5.1.1 bis 5.2: 
1. �Durch die Verwaltungsge-

bühr sind die mit der Amts-
handlung entstehenden Aus- 
lagen im Sinne des § 10 
Absatz 1 Satz 2 des Ver-
waltungskostengesetzes 
des Landes Schleswig-Hol-
stein abgegolten. 

2. �Als Großanfrager gilt, wer 
über eine Datei einfache 
Melderegisterauskünfte be-
antragt.

3. �Wird im maschinellen Ver-
fahren die neutrale Ant-
wort nach § 38 Absatz 2 
Satz 2 oder § 51 Absatz 2 
Satz 3 erteilt, entfällt die Ge-
bührenpflicht. Dies gilt nicht 
für die Tarifstelle 5.1.1.1 
Buchstabe c Doppelbuch-
stabe cc und 5.1.2.1 Buch-
stabe c Doppelbuchstabe cc.
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4. �Bei Anfragen nach Tarif-
stelle 5.1.1.1, 5.1.2.1 oder 
5.1.2.2 zu Personen mit ei-
ner Auskunftssperre nach 
§ 51 und einem bedingten 
Sperrvermerk nach § 52 erhält 
die anfragende Stelle im 
maschinellen Verfahren als 
Antwort der Meldebehörde 
einen Hinweis, dass durch 
die gesetzlich vorgeschrie-
bene Anhörung eine Gebühr 
nach Tarifstelle 5.1.3.1 oder 
5.1.3.2 ausgelöst wird, 
wenn die Meldebehörde die 
Anhörung durchführen soll. 
Nur bei Zustimmung der 
anfragenden Stelle, diese 
Gebühr zu entrichten, er-
folgt die weitere Bearbei-
tung der Anfrage. 

5. �Bei einer einfachen Melde-
registerauskunft nach § 44 
Absatz 1 Satz 2 erhöht 
sich die Gebühr um 1 Euro.

6. �Bei einer einfachen Melde-
registerauskunft nach § 44 
Absatz 3 Satz 3 erhöht 
sich die Gebühr um 2 Euro.

7. �Für Anfragen zur Übermitt-
lung von Daten ohne Perso-
nenbezug (z.B. Einwohner-
zahl je Straße) gilt die Tarif-
stelle 5.1.2.3 entsprechend.“

Artikel 8 
Änderung der Landeswahlordnung8)

Die Landeswahlordnung vom 17. Juli 2009 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 430), geändert durch Verordnung vom 
1. Juli 2014 (GVOBl. Schl.-H. S. 152), wird wie 
folgt geändert:

1.	 In § 12 Absatz 3 werden die Worte „§ 27 Abs. 
7 des Landesmeldegesetzes“ durch die Worte  
„§ 51 Absatz 1 des Bundesmeldegesetzes vom 
3. Mai 2013 (BGBl I S.1084), zuletzt geändert 
durch Artikel 2 a des Gesetzes vom 20. Juni 
2015 (BGBl. I S. 970),“ ersetzt.

2.	 In § 23 Absatz 3 Nummer 1 werden die Worte 
„§ 27 Abs. 7 des Landesmeldegesetzes“ durch 
die Worte „§ 51 Absatz 1 des Bundesmeldege-
setzes vom 3. Mai 2013 (BGBl I S.1084), zu-
letzt geändert durch Artikel 2 a des Gesetzes 
vom 20. Juni 2015 (BGBl. I S. 970),“ ersetzt.

3.	 In § 28 werden die Worte „§ 27 Abs. 7 des 
Landesmeldegesetzes“ durch die Worte „§ 51 
Absatz 1 des Bundesmeldegesetzes“ ersetzt.

4.	 In § 31 Absatz 2 werden die Worte „§ 27 Abs. 7 
des Landesmeldegesetzes“ durch die Worte  
„§ 51 Absatz 1 des Bundesmeldegesetzes“ er-
setzt.

Artikel 9 
Änderung der Landesverordnung 

zur Bestimmung der zuständigen Behörden 
nach dem Gesetz zu dem Vertrag vom 31. Mai 

1988 zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Österreich über Amts- und 

Rechtshilfe in den Verwaltungssachen9)

Die Landesverordnung zur Bestimmung der zustän-
digen Behörden nach dem Gesetz zu dem Vertrag 
vom 31. Mai 1988 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik Österreich über 
Amts- und Rechtshilfe in den Verwaltungssachen 
vom 21. September 1990 (GVOBl. Schl.-H.  
S. 510), Zuständigkeiten und Ressortbezeichnun-
gen ersetzt durch Verordnung vom 24. Oktober 
1996 (GVOBl. Schl.-H. S. 652), wird wie folgt ge-
ändert:

In § 1 Absatz 2 werden die Worte „§ 14 des Lan-
desmeldegesetzes“ durch die Worte „§ 21 des 
Bundesmeldegesetzes vom 3. Mai 2013 (BGBl I 
S.1084), zuletzt geändert durch Artikel 2 a des Ge-
setzes vom 20. Juni 2015 (BGBl. I S. 970),“ er-
setzt.

Artikel 10 
Änderung Wahlverordnung Apothekerkammer10)

Die Wahlverordnung Apothekerkammer vom  
28. November 2014 (GVOBl. Schl.-H. 2015 S. 22) 
wird wie folgt geändert:

In § 5 Absatz 1 werden die Worte „Landesmelde-
gesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
24. Juni 2004 (GVOBl. Schl.-H. S. 214), geändert 
durch Artikel 11 des Gesetzes vom 1. Februar 2005 
(GVOBl. Schl.-H. S. 57)“ durch die Worte „Bundes-
meldegesetzes vom 3. Mai 2013 (BGBl. I S. 1084), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 a des Gesetzes 
vom 20. Juni 2015 (BGBl. I S. 970),“ ersetzt.

Artikel 11 
Änderung der Wahlverordnung Ärztekammer11)

Die Wahlverordnung Ärztekammer vom 28. No-
vember 2014 (GVOBl. Schl.-H. 2015 S. 10) wird 
wie folgt geändert:

In § 5 Absatz 1 werden die Worte „Landesmelde-
gesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
24. Juni 2004 (GVOBl. Schl.-H. S. 214), geändert 
durch Artikel 11 des Gesetzes vom 1. Februar 2005 
(GVOBl. Schl.-H. S. 57)“ durch die Worte „Bundes-
meldegesetzes vom 3. Mai 2013 (BGBl. I S. 1084), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 a des Gesetzes 
vom 20. Juni 2015 (BGBl. I S. 970),“ ersetzt.
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Artikel 12 
Änderung der Wahlverordnung 

Zahnärztekammer12)

Die Wahlverordnung Zahnärztekammer vom  
28. November 2014 (GVOBl. Schl.-H. 2015 S. 16) 
wird wie folgt geändert:

In § 5 Absatz 1 werden die Worte „Landesmelde-
gesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
24. Juni 2004 (GVOBl. Schl.-H. S. 214), geändert 
durch Artikel 11 des Gesetzes vom 1. Februar 2005 
(GVOBl. Schl.-H. S. 57)“ durch die Worte „Bundes-
meldegesetzes vom 3. Mai 2013 (BGBl. I S. 1084), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 a des Gesetzes 
vom 20. Juni 2015 (BGBl. I S. 970),“ ersetzt.

Artikel 13 
Änderung der 

Fahrpersonal-Zuständigkeitsverordnung13)

Die Fahrpersonal-Zuständigkeitsverordnung vom  
20. August 1987 (GVOBl. Schl.-H. S. 307), zuletzt 

geändert durch Verordnung vom 12. Dezember 
2007 (GVOBl. Schl.-H. S. 621), wird wie folgt geän-
dert:

In § 1 a Nummer 1 werden die Worte „Landesmel-
degesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 20. September 1999 (GVOBl. Schl.-H.  
S. 271), geändert durch Gesetz vom 24. Juni 
2004 (GVOBl. Schl.-H. S. 214)“ durch die Worte 
„Bundesmeldegesetzes vom 3. Mai 2013 (BGBl. I 
S. 1084), zuletzt geändert durch Artikel 2 a des 
Gesetzes vom 20. Juni 2015 (BGBl. I S. 970),“ 
ersetzt.

Artikel 14 
Inkrafttreten

Artikel 1 § 11 und Artikel 6 treten am Tage nach 
der Verkündung in Kraft; im Übrigen tritt dieses 
Gesetz am 1. November 2015 in Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 20. Oktober 2015

	 To rs t en  A l b i g  	 S t e fan  S tud t
	 Ministerpräsident	 Minister
		  für Inneres und Bundesangelegenheiten

	 B r i t ta  E r n s t 	 K r i s t i n  A l he i t
	 Ministerin	 Ministerin
	 für Schule und Berufsbildung	 für Soziales, Gesundheit, 
		  Wissenschaft und Gleichstellung

  1)	 Ersetzt Ges. i.d.F.d.B. vom 24. Juni 2004, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 210-3
  2)	 Ändert Ges. vom 24. Januar 2007, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 223-9
  3)	 Ändert Ges. i.d.F.d.B. vom 28. Februar 2003, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 2020-5
  4)	 Ändert Ges. vom 29. Februar 1996, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 2122-6
  5)	 Ändert Ges. i.d.F.d.B. vom 19. März 1991, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 2021-1
  6)	 Ändert Ges. i.d.F.d.B. vom 15. Mai 2006, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 2126-8
  7)	 Ändert LVO vom 15. Oktober 2008, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 2013-2-41
  8)	 Ändert LVO vom 17. Juli 2009, GS Schl.-H. II, Gl.Nr.  111-1-10
  9)	 Ändert LVO vom 21. September 1990, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. B 200-0-9
10)	 Ändert LVO vom 28. November 2014, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 2122-6-13
11)	 Ändert LVO vom 28. November 2014, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 2122-6-11
12)	 Ändert LVO vom 28. November 2014, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 2122-6-12
13)	 Ändert LVO vom 20. August 1987, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 200-0-169
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Landesverordnung 
zur Änderung der Landesverordnung über die Zulassung von Wasseruntersuchungsstellen 

(ZWVO)1)
Vom 29.September 2015

Aufgrund des § 85 b des Landeswassergesetzes 
(LWG) in der Fassung vom 11. Februar 2008 
(GVOBl. Schl.-H. S. 91), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 2 des Gesetzes vom 7. Oktober 2013 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 387), Ressortbezeichnungen ersetzt 
durch Verordnung vom 16. März 2015 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 96), verordnet das Ministerium für 
Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt und ländli-
che Räume:

Artikel 1

Die Landesverordnung über die Zulassung von 
Wasseruntersuchungsstellen (ZWVO) vom 16. De-
zember 2003 (GVOBl. Schl.-H. 2004 S. 4), zuletzt 
geändert durch Artikel 4 der Verordnung vom  
2. September 2010 (GVOBl. Schl.-H. S. 572), wird 
wie folgt geändert:

1.	§ 1 Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Untersuchungen, die im Rahmen

1.	der wasserbehördlichen Überwachung nach 
§ 100 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) 
vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
15. November 2014 (BGBl. I S. 1724) in Ver-
bindung mit § 83 LWG,

2. der Indirekteinleiterüberwachung nach § 58 
WHG in Verbindung mit § 33 Absatz 3 LWG 
und nach § 59 WHG,

3.	der Überwachung nach § 4 Absatz 4 des 
Abwasserabgabengesetzes (AbwAG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 18. Ja-
nuar 2005 (BGBl. I S. 114), zuletzt geändert 
durch Artikel 2 der Verordnung vom 2. Sep-
tember 2014 (BGBl. I S. 1474),

4.	der Überwachung eines behördlich zugelas-
senen Messprogrammes nach § 4 Absatz 5 
AbwAG oder

5.	des § 8 in Verbindung mit § 5 der Landesver-
ordnung über die Beseitigung von kommuna-
lem Abwasser (KomAbwVO) vom 1. Juli 
1997 (GVOBl. Schl.-H. S. 357), zuletzt ge-
ändert durch Verordnung vom 17. Februar 
2000 (GVOBl. Schl.-H. S. 203) 

notwendig werden, dürfen nur von zugelassenen 
Untersuchungsstellen durchgeführt werden.“

2.	§ 2 wird wie folgt geändert:

a)	 Absatz 1 Satz 2 erhält folgende Fassung:

„Die Zulassung wird durch die zuständige 
Behörde auf schriftlichen Antrag nach Maß-
gabe dieser Verordnung für Untersuchungs-

stellen erteilt, die ihren Geschäftssitz in 
Schleswig-Holstein haben.“

b)	 Folgender Absatz 2 wird eingefügt:

„(2) Nach Maßgabe dieser Verordnung wer-
den auch Zulassungen für 

1.	Untersuchungsstellen mit Geschäftssitz 
in einem anderen Bundesland, das kein 
entsprechendes Zulassungsverfahren be-
sitzt, und 

2.	Untersuchungsstellen aus weiteren euro-
päischen Staaten

erteilt, soweit diese Untersuchungsstellen in 
Schleswig-Holstein tätig werden wollen, 
ohne hier einen Geschäftssitz zu gründen.“

c)	 Die bisherigen Absätze 2 und 3 werden Ab-
sätze 3 und 4.

d)	 Absatz 3 Satz 2 erhält folgende Fassung:

„Befristete Zulassungen werden auf Antrag, 
der spätestens sechs Monate vor Ablauf der 
zuständigen Behörde vorzulegen ist, verlän-
gert, soweit die Voraussetzungen nach § 4 
erfüllt sind.“ 

3.	 In § 3 Satz 2 wird die Angabe „Abs. 2“ durch 
die Worte „Absatz 3“ ersetzt.

4.	§ 4 Absatz 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Wird von einer Untersuchungsstelle die Zu-
lassung „Probenahme in Schleswig-Holstein“ 
beantragt, stellt die zuständige Behörde die 
Kompetenz der Untersuchungsstelle im Rahmen 
eines standardisierten Verfahrens fest.“

5.	§ 5 wird wie folgt geändert:

a)	 Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Die Zulassung nach dieser Verordnung 
wird für die Untersuchungsbereiche Abwas-
ser, Oberflächenwasser sowie Grund- und 
Rohwasser erteilt. Teilbereiche im Sinne die-
ser Verordnung sind:

  1.		Probenahme und allgemeine Kenngrößen,

  2.		Fotometrie, Ionenchromatographie, Maß-
analyse,

  3.		Elementanalytik,

4./5.	 Gruppen- und Summenparameter,

  6.		Gaschromatographische Verfahren,

  7.		HPLC-Verfahren,

  8.		Mikrobiologische Verfahren 

9.1 	Biologische Verfahren, Biotests (Teil 1) und 

9.2	Biologische Verfahren, Biotests (Teil 2).“
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b)	 Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Die Zulassung für einen Untersuchungs-
bereich setzt einen Kompetenznachweis für 
den Teilbereich 1 und für mindestens einen 
weiteren Teilbereich in diesem Untersuchungs-
bereich voraus. Die Kompetenz muss für min-
destens 2/3 der aufgeführten Parameter des 
jeweiligen Teilbereichs nachgewiesen sein. 
Dieses Kriterium findet nur bei Teilbereichen 
mit mehr als zwei Parametern Anwendung.“

c)	 Folgender Absatz 4 wird angefügt:

„(4) Untersuchungsstellen, die in Schleswig-
Holstein ausschließlich die Probenahme mit 
der Ermittlung der allgemeinen Kenngrößen 
durchführen und die sich daran anschlie-
ßende Analytik entweder durch eine andere, 
nach dieser Verordnung zugelassene Unter-
suchungsstelle oder durch eine Untersu-
chungsstelle, die in der Trägerschaft des 
Bundes oder eines Landes steht, durchge-
führt wird, können die Zulassung „Probe-
nahme in Schleswig-Holstein“ beantragen. 
Diese Zulassung gilt nur in Schleswig-Hol-
stein und wird nach einem vereinfachten Zu-
lassungsverfahren (§ 12) erteilt.“ 

6.	§ 11 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

a)	 In Nummer 1 wird nach der Angabe „§§ 6 
bis 8“ die Angabe „oder § 12 Absatz 3 bis 5“ 
eingefügt,

b)	 in Nummer 3 wird nach der Angabe „nach  
§ 10“ die Angabe „oder § 12 Absatz 7“ ein-
gefügt.

7.	Folgender § 12 wird eingefügt:

„§ 12 
Vereinfachtes Zulassungsverfahren

(1) Das vereinfachte Zulassungsverfahren 
kommt nur für die „Probenahme in Schleswig-
Holstein“ (§ 5 Absatz 4) zur Anwendung.

(2) § 2 gilt für das vereinfachte Zulassungsver-
fahren mit der Einschränkung, dass die Untersu-
chungsstelle die Bezeichnung „Staatlich zugelas-
sene Untersuchungsstelle für die Probenahme in 
Schleswig-Holstein“ führt, entsprechend. 

(3) Die Untersuchungsstelle hat die notwendigen 
Einrichtungen und Probenahmegeräte in solcher 
Anzahl und Beschaffenheit vorzuhalten, dass die 
fachgerechte Durchführung der Probenahme mit 

der Ermittlung der allgemeinen Kenngrößen nach 
den einschlägigen technischen Normen gewähr-
leistet ist. Alle Einrichtungen und Geräte für die 
Probenahme sind regelmäßig zu warten und zu 
kalibrieren. Hierüber sind vollständige und nach-
vollziehbare Aufzeichnungen zu führen und drei 
Jahre nach der letzten Eintragung zur Überprü-
fung vorzuhalten. § 6 Absatz 3 gilt entsprechend.

(4) Die Untersuchungsstelle ist hauptberuflich 
verantwortlich von einer Person zu leiten, die 
ein abgeschlossenes naturwissenschaftlich-
technisches Hochschul- oder Fachhochschulstu-
dium, vorzugsweise der Fachrichtung Chemie 
oder Lebensmittelchemie, und bereits Erfahrun-
gen hinsichtlich der Leitung und der Probe-
nahme vorweisen kann. § 7 Absatz 1 Nummer 
3, Absätze 2 und 3 gelten entsprechend.

(5) Die mit den Probenahmen beauftragten Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter müssen eine Aus-
bildung, möglichst in einer naturwissenschaft-
lich-technischen Fachrichtung, absolviert ha-
ben. § 8 Absatz 3 gilt entsprechend. 
Abweichend von § 8 Absatz 3 Nummer 1 be-
darf es zusätzlich zur Laborleitung einer haupt-
beruflich beschäftigten Person.

(6) Hinsichtlich der Pflichten der Untersu-
chungsstelle gilt § 9 entsprechend. 

(7) Die Untersuchungsstelle hat ein angemesse-
nes Qualitätssicherungssystem nach DIN EN 
ISO/IEC 17 0252) zu führen und dieses durch ein 
Qualitätssicherungshandbuch zu dokumentieren. 
Dieses ist über einen Zeitraum von drei Jahren 
nach der letzten Eintragung aufzubewahren.

(8) § 11 Absatz 1 Nummer 1 bis 3 gelten ent-
sprechend. Die Erteilung einer neuen Zulassung 
ist möglich, wenn der Nachweis über die Behe-
bung der festgestellten Mängel erbracht wurde.“ 

8.	Die bisherigen §§ 12 und 13 werden §§ 13 und 14.

9.	Der bisherige § 14 wird § 15 und erhält fol-
gende Fassung:

„§ 15 
In-Kraft-Treten 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkün-
dung in Kraft.“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkün-
dung in Kraft.

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 29.September 2015
Dr.  Robe r t  Habeck

Minister 
für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume

1)	 Ändert LVO vom16. Dezember 2003, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 752-2-92
2)	 DIN EN ISO/IEC 17025:2005-08 Allgemeine Anforderungen an die Kompetenz von Prüf- und Kalibrierlaboratorien 

(ISO/IEC 17025:2005); Beuth Verlag
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Landesverordnung 
über die Benutzung von Wasserfahrzeugen (Wasserverkehrsverordnung – WVO)

Vom 5. Oktober 2015
GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 753-2-140

1.	Aufgrund des § 137 Absatz 1 und 2 sowie des  
§ 142 Absatz 3 Nummer 1 des Landeswasserge-
setzes (LWG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 11. Februar 2008 (GVOBl. Schl.-H. S. 91), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
7. Oktober 2013 (GVOBl. Schl.-H. S. 387), Res-
sortbezeichnung ersetzt durch Artikel 8 der Ver-
ordnung vom 16. März 2015 (GVOBl. Schl.-H.  
S. 96), und des § 175 des Landesverwaltungsge-
setzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
2. Juni 1992 (GVOBl. Schl.-H. S. 243, ber. S. 534), 
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
1. September 2015 (GVOBl. Schl.-H. S. 322), ver-
ordnet das Ministerium für Wirtschaft, Arbeit, Ver-
kehr und Technologie für den örtlichen Geltungs-
bereich nach § 3 Absatz 1 Nummer 1 die §§ 1, 2, 
3 Absatz 1 Nummer 1 sowie Absatz 2, die §§ 4 
bis 19 sowie darüber hinaus für den örtlichen Gel-
tungsbereich nach § 3 Absatz 1 Nummer 2 und 3 
und den gewerblichen Betrieb von Wasserfahrzeu-
gen die §§ 7 bis 9 und 15 bis 19,

2.	aufgrund des § 19 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 
und Satz 2 LWG und des § 175 des Landesver-
waltungsgesetzes verordnet das Ministerium für 
Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt und 
ländliche Räume für den örtlichen Geltungsbe-
reich nach § 3 Absatz 1 Nummer 2 und 3 die 
§§ 1, 2, 3 Absatz 1 Nummer 2 und 3 sowie 
Absatz 3, die §§ 4 bis 6, 10 bis 19 sowie für 
den nicht gewerblichen Betrieb von Wasserfahr-
zeugen die §§ 7 bis 9 und 15 bis 19 und

3.	aufgrund § 36 Absatz 2 des Gesetzes über Ord-
nungswidrigkeiten in der Fassung der Bekannt-
machung vom 19. Februar 1987 (BGBl. I S. 602), 
zuletzt geändert durch Artikel 18 des Gesetzes 
vom 10. Oktober 2013 (BGBl. I S. 3786), in 
Verbindung mit § 2 Satz 1 der Ordnungswidrig-
keiten-Zuständigkeitsverordnung vom 22. Ja-
nuar 1988 (GVOBl. Schl.-H. S. 32), zuletzt ge-
ändert durch Verordnung vom 7. September 2015 
(GVOBl. Schl.-H. S. 337), verordnen das Minis-
terium für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und Tech-
nologie und das Ministerium für Energiewende, 
Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume 
im Rahmen ihrer jeweiligen Zuständigkeit nach 
Nummer 1 und 2 die folgenden §§ 17 und 19:

Abschnitt 1 
Allgemeine Vorschriften, Zuständigkeiten

§ 1 
Begriffsbestimmungen, Fundstellen

(1) Im Sinne dieser Verordnung ist
1.	ein Wasserfahrzeug ein Schiff, ein Kleinfahrzeug, 

ein Sportboot oder ein schwimmendes Gerät,

2.	ein Kleinfahrzeug ein Wasserfahrzeug, dessen 
Schiffskörper, ohne Ruder und Bugspriet, eine 
Höchstlänge von weniger als 20 m aufweist oder 
deren Produkt aus Länge, Breite und Tiefgang ein 
Volumen von 100 m³ unterschreitet, einschließlich 
Segelsurfbrett und sonstige Wassersportgeräte,

3.	ein Sportboot ein Wasserfahrzeug, das für 
Sport- oder Erholungszwecke verwendet wird 
und kein Fahrgastschiff ist,

4.	ein fischendes Wasserfahrzeug ein Wasserfahr-
zeug, das mit Netzen, Leinen, Schleppnetzen 
oder anderen Fanggeräten fischt, welche die 
Manövrierfähigkeit einschränken, jedoch nicht 
ein Wasserfahrzeug, das mit Schleppangeln 
oder anderen Fanggeräten fischt, welche die 
Manövrierfähigkeit nicht einschränken,

5.	ein schwimmendes Gerät eine schwimmende 
Konstruktion mit mechanischen Einrichtungen 
zum Arbeitseinsatz wie zum Beispiel Bagger, 
Elevatoren, Hebeböcke oder Krane,

6.	ein Fahrgastschiff ein Wasserfahrzeug, das ne-
ben der Besatzung für mehr als zwölf Fahrgäste 
gebaut und eingerichtet ist und der entgeltlichen 
gewerbsmäßigen Personenbeförderung dient,

7.	ein manövrierunfähiges Wasserfahrzeug ein Was-
serfahrzeug, das wegen außergewöhnlicher Um-
stände nicht so manövrieren kann, wie es diese 
Verordnung vorschreibt, und daher einem ande-
ren Wasserfahrzeug nicht ausweichen kann,

8.	ein manövrierbehindertes Wasserfahrzeug ein 
Wasserfahrzeug, das durch die Art seines Einsat-
zes behindert ist, so zu manövrieren, wie es 
diese Verordnung vorschreibt, und daher einem 
anderen Wasserfahrzeug nicht ausweichen kann.

(2) Die in dieser Rechtsverordnung genannten 
Rechtsvorschriften haben folgende Fundstellen:
1.	Hafenverordnung vom 25. November 2014 

(GVOBl. Schl.-H. S. 385),
2.	 Landesbinnenschiffsuntersuchungsverordnung vom 

24. September 2009 (GVOBl. Schl.-H. S. 656),
3.	Binnenschiffsuntersuchungsordnung vom 6. De-

zember 2008 (BGBl. I S. 2450), zuletzt geän-
dert durch Artikel 2 der Verordnung vom 16. 
Juni 2014 (BGBl. I S. 748),

4.	Binnenschifffahrtsstraßen-Ordnung vom 16. De-
zember 2011 (BGBl. I 2012 S. 2, ber. S. 1666), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 der Verordnung 
vom 13. Februar 2015 (BGBl. I S. 142),

5.	Binnenschifferpatentverordnung vom 15. De-
zember 1997 (BGBl. I S. 3066), zuletzt geän-
dert durch Artikel 2 § 7 der Verordnung vom 
30. Mai 2014 (BGBl. I S. 610),
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6.	Zehnte Verordnung zum Produktsicherheitsge-
setz (Verordnung über die Bereitstellung von 
Sportbooten und den Verkehr mit Sportbooten) 
vom 9. Juli 2004 (BGBl. I S. 1605), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 2 § 4 der Verordnung vom 
28. Dezember 2012 (BGBl. I S. 2802),

7.	Sportbootführerscheinverordnung-Binnen vom 
22. März 1989 (BGBl. I S. 536), zuletzt geän-
dert durch Artikel 4 Absatz 129 des Gesetzes 
vom 7. August 2013 (BGBl. I S. 3154),

8.	Sportbootführerscheinverordnung-See in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 19. März 
2003 (BGBl. I S. 367), zuletzt geändert durch 
Artikel 2 § 6 der Verordnung vom 30. Mai 2014 
(BGBl. I S. 610).

§ 2 
Sachlicher Geltungsbereich

(1) Diese Verordnung gilt für Wasserfahrzeuge aller 
Art und schließt jegliche zur Teilnahme am ruhen-
den oder fließenden Wasserverkehr bestimmte 
Wasserfahrzeuge ein.

(2) Von den Verkehrsvorschriften (Abschnitt 4) die-
ser Verordnung sind Wasserfahrzeuge befreit, so-
weit dies zur Erfüllung hoheitlicher Aufgaben unter 
gebührender Berücksichtigung der öffentlichen Si-
cherheit und Ordnung dringend geboten ist. Glei-
ches gilt für die Wasserrettungsfahrzeuge einer als 
gemeinnützig anerkannten Körperschaft im Ret-
tungseinsatz.

§ 3 
Örtlicher Geltungsbereich

(1) Diese Verordnung gilt 

1.	auf den schiffbaren Gewässern erster Ordnung 
gemäß § 3 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe c bis 
e LWG, 

2.	auf den nicht schiffbaren Gewässern erster Ord-
nung gemäß § 3 Absatz 1 Nummer 1 Buch-
stabe b und c LWG sowie 

3.	auf den Gewässern zweiter Ordnung gemäß § 3 
Absatz 1 Nummer 2 LWG, soweit sie nach den 
Vorschriften des Landeswassergesetzes oder 
auf dessen Grundlage erlassenen Regelungen 
mit Wasserfahrzeugen befahren werden dürfen.

(2) Soweit die Gewässer vom Geltungsbereich der 
Hafenverordnung erfasst werden und diese abwei-
chende Regelungen trifft, gelten die Hafenverord-
nung und die aufgrund der Hafenverordnung erlas-
senen örtlichen Hafenbenutzungsordnungen.

(3) Soweit einzelne Gewässer vom Geltungsbereich 
von Verordnungen oder Befahrensregelungen ins-
besondere aufgrund § 19 LWG erfasst werden, gel-
ten diese. Diese Wasserverkehrsverordnung gilt er-
gänzend, soweit die vorgenannten Verordnungen 
oder Befahrensregelungen keine Regelungen tref-
fen.

§ 4 
Zuständigkeiten

(1) Die Landrätinnen oder die Landräte und die 
(Ober-) Bürgermeisterinnen oder die (Ober-) Bürger-
meister der kreisfreien Städte sind gemäß § 142 
Absatz 2 LWG als Verkehrsbehörden zuständige 
Behörden für die Durchführung dieser Verordnung. 
Sie führen diese Aufgabe zur Erfüllung nach Wei-
sung aus.

(2) Die örtliche Zuständigkeit richtet sich hinsicht-
lich der Verkehrsregelungen nach der örtlichen 
Lage des Gewässers und hinsichtlich der Regelun-
gen, die die entgeltliche oder gewerbliche Nutzung 
betreffen, nach dem ständigen Liegeplatz des zur 
Bootsvermietung oder zur Personenbeförderung be-
stimmten Wasserfahrzeuges.

§ 5 
Überwachungsbefugnisse

(1) Zur Abwehr von Gefahren für die öffentliche Si-
cherheit, insbesondere im Interesse der Sicherheit 
und Leichtigkeit des Verkehrs und zur Verhütung 
von Nachteilen für die öffentliche Sicherheit wer-
den die in § 4 genannten zuständigen Behörden so-
wie im Eilfall die zuständigen Dienstkräfte der Poli-
zei ermächtigt, geeignete und zweckmäßige An-
ordnungen zu erlassen, die an bestimmte Personen 
oder einen bestimmten Personenkreis gerichtet 
sind und ein Gebot oder ein Verbot enthalten.

(2) Den in § 4 genannten zuständigen Behörden 
und den Dienstkräften der Polizei sind auf Verlan-
gen die nach dieser Verordnung erforderliche Zulas-
sungen, Abnahmeprotokolle, Fahrerlaubnisse, Befä-
higungszeugnisse und Zulassungsscheine zur Prü-
fung vorzulegen.

Abschnitt 2 
Technische Anforderungen an 

die Wasserfahrzeuge

§ 6 
Allgemeine Anforderungen

Am Verkehr auf den Gewässern im Geltungsbe-
reich dieser Verordnung dürfen nur Wasserfahr-
zeuge teilnehmen, deren Stabilität, Festigkeit und 
Schwimmfähigkeit gewährleistet ist und die so ge-
baut und ausgerüstet sind, dass die Sicherheit der 
an Bord befindlichen Personen und die Sicherheit 
und Leichtigkeit des Verkehrs auf dem Wasser ge-
währleistet sind, Nachteile für die öffentliche Si-
cherheit vermieden und die Verpflichtungen aus 
dieser Verordnung erfüllt werden können.

§ 7 
Besondere Anforderungen

(1) Fahrgastschiffe, für die die Landesbinnenschiffs-
untersuchungsverordnung nicht gilt, sind zum Ver-
kehr für ein bestimmtes Fahrtgebiet zugelassen, 
wenn ihre Fahrtauglichkeit durch technische Sach-



Nr. 14	 Gesetz- und Verordnungsblatt für Schleswig-Holstein 2015; Ausgabe 29. Oktober 2015	 357

verständige, die von der Zentralstelle Schiffsuntersu-
chungskommission/Schiffseichamt (ZSUK) aner-
kannt sind, durch ein Abnahmeprotokoll bestätigt 
wird. Dem Abnahmeprotokoll steht ein entspre-
chend § 3 Landesbinnenschiffsuntersuchungsver-
ordnung ausgestelltes Protokoll einer anerkannten 
Klassifikationsgesellschaft gleich. Fahrtauglich ist 
ein Fahrgastschiff, wenn es eine für seinen Verwen-
dungszweck in seinem Fahrtgebiet entsprechende 
Stabilität, Ausrüstung einschließlich erforderlicher 
Sicherheitsmittel und Sicherheitseinrichtungen, Ein-
richtung und Besatzung hat und die Funktionstüch-
tigkeit von Ausrüstung und Einrichtung gegeben ist. 
Die technischen Sachverständigen prüfen die Fahr-
tauglichkeit in Anlehnung an die Anforderungen der 
Landesbinnenschiffsuntersuchungsverordnung oder 
der Binnenschiffsuntersuchungsordnung. Die Über-
prüfung ist in einem Turnus von fünf Jahren zu wie-
derholen. In begründeten Fällen kann die oder der 
technische Sachverständige eine kürzere Gültig-
keitsdauer festlegen.

(2) Sportboote und Wassermotorräder im Sinne 
des § 1 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 2, Absatz 
2 und 3 der Zehnten Verordnung zum Produktsi-
cherheitsgesetz,

1.	die nach dem 15. Juni 1998 erstmals auf den 
Markt der Europäischen Gemeinschaft oder ei-
nes anderen Vertragsstaates des Abkommens 
über den Europäischen Wirtschaftsraum gelangt 
sind und

2.	deren Länge des Schiffskörpers L 20 m nicht 
überschreitet und die keine Fahrgastschiffe sind,

sind zum Verkehr zugelassen, wenn sie eine CE-
Kennzeichnung nach § 3 der Zehnten Verordnung 
zum Produktsicherheitsgesetz haben. § 1 Absatz 7 
der Zehnten Verordnung zum Produktsicherheitsge-
setz gilt entsprechend.

(3) Die Zulassung zum Verkehr nach der Landesbin-
nenschiffsuntersuchungsverordnung und das Ab-
nahmeprotokoll nach Absatz 1 sind auf den Fahr-
ten mitzuführen.

Abschnitt 3 
Schiffsführung und Besatzung

§ 8 
Allgemeine Anforderungen

(1) Jedes Wasserfahrzeug, das am Verkehr auf den 
Gewässern im Geltungsbereich dieser Verordnung 
teilnimmt, muss von einer hierfür geeigneten Per-
son geführt werden (Schiffsführerin oder Schiffs-
führer). Sofern in dieser Verordnung nicht beson-
dere Anforderungen an die Schiffsführung gestellt 
werden, gilt als geeignet, wer körperlich und geis-
tig in der Lage ist, das Wasserfahrzeug zu führen 
und die notwendigen Kenntnisse und Fähigkeiten 
zur Bedienung des Wasserfahrzeugs besitzt. 

(2) Die Fahrzeughalterin oder der Fahrzeughalter und 
die Schiffsführerin oder der Schiffsführer sind für den 
betriebssicheren Zustand des Wasserfahrzeugs und 
für die vorgeschriebene Ausrüstung verantwortlich. 

(3) Die Fahrzeughalterin oder der Fahrzeughalter 
darf nur geeignete Schiffsführerinnen oder Schiffs-
führer und Besatzungsmitglieder einsetzen. 

§ 9 
Besondere Anforderungen an die Schiffsführung 

(1) Die zuständigen Behörden können für be-
stimmte Gewässer oder Streckenabschnitte verlan-
gen, dass Schiffsführerinnen und Schiffsführer von 
motorbetriebenen Wasserfahrzeugen mit Aus-
nahme der Schiffsführerinnen und Schiffsführer 
von Wasserfahrzeugen der Berufsfischerei einer 
Fahrerlaubnis bedürfen, die der Sportbootführer-
scheinverordnung-Binnen oder der Sportbootfüh-
rerscheinverordnung-See entsprechen soll. 

(2) Als Schiffsführerin oder Schiffsführer von Fahr-
gastschiffen ist geeignet, wer
1.	über die erforderlichen nautischen Fähigkeiten 

sowie über ausreichende Kenntnisse der Schiffs-
technik verfügt,

2.	über die erforderlichen revierspezifischen Kennt-
nisse und Kenntnisse des Notfallmanagements 
verfügt,

3.	über ausreichende Kenntnisse der Ersten Hilfe 
verfügt,

4.	gesundheitlich zur Schiffsführung eines Fahr-
gastschiffs geeignet ist und

5.	mindestens 18 Jahre alt ist.

(3) Schiffsführerinnen und Schiffsführer sind nach 
Absatz 2 geeignet, wenn sie nach der Binnen-
schiffspatentverordnung zum Führen von Fahrzeu-
gen befähigt sind. 

(4) Die zuständige Behörde kann auf Antrag die Eig-
nung als Schiffsführerinnen und Schiffsführer von 
Fahrgastschiffen, für die die Landesbinnenschiffsun-
tersuchungsverordnung nicht gilt, für ein bestimm-
tes Gewässer oder einen Streckenabschnitt für ein 
Fahrgastschiff oder mehrere Fahrgastschiffe bestäti-
gen. In diesem Fall stellt die zuständige Behörde ei-
nen auf fünf Jahre befristeten Zulassungsschein 
aus; die Befristung kann in Ausnahmefällen unter-
schritten werden. Der Antrag muss den Namen, den 
Geburtsort, den Geburtstag und den Wohnort der 
oder des Zuzulassenden sowie die Bezeichnung des 
Fahrgastschiffes oder der Fahrgastschiffe enthalten. 
Weitere Voraussetzung ist die Vorlage

1.	einer Bestätigung der erforderlichen nautischen 
Fähigkeiten und ausreichenden Kenntnisse der 
Schiffstechnik sowie der revierspezifischen 
Kenntnisse und Kenntnisse des Notfallmanage-
ments durch einen nautischen Sachverständi-
gen, der von der ZSUK anerkannt ist,
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2.	einer Bescheinigung über die Teilnahme an ei-
nem mindestens 16-stündigen Erste Hilfe Kurs 
innerhalb der letzten fünf Jahre sowie

3.	eines Eignungsnachweises des Arbeitsmedizini-
schen Dienstes als Nachweis der gesundheitli-
chen Tauglichkeit.

Im Einzelfall kann die zuständige Behörde die lang-
jährige Erfahrung der Schiffsführerin oder des 
Schiffsführers in der Fahrgastschifffahrt auf die-
sem Gewässer oder diesem Streckenabschnitt als 
Nachweis nautischer Fähigkeiten und revierspezifi-
scher Kenntnisse anerkennen.

(5) Ein vorhandener Zulassungsschein nach Absatz 4 
kann jeweils um bis zu fünf Jahre verlängert werden, 
sofern der Nachweis über die Teilnahme an Auffri-
schungslehrgängen in Erster Hilfe vorgelegt wird und 
die gesundheitliche Tauglichkeit nachgewiesen ist. 

Abschnitt 4 
Regelung des Verkehrs

§ 10 
Verhalten im Verkehr, Allgemeine Sorgfaltspflicht

(1) Auf den Gewässern im Geltungsbereich dieser 
Verordnung hat sich jeder so zu verhalten, dass die 
Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs und die Si-
cherheit des Fahrzeugbetriebs gewährleistet sind so-
wie Nachteile für die öffentliche Sicherheit vermie-
den werden und dass kein anderer geschädigt, ge-
fährdet oder mehr als nach den Umständen 
unvermeidbar behindert oder belästigt wird. Die 
Schiffsführerin oder der Schiffsführer trägt Sorge 
für das ordnungsgemäße Verhalten im Sinne des 
Satzes 1 für alle an Bord befindlichen Personen und 
hat entsprechende Vorsichtsmaßnahmen zu treffen.

(2) Die Schiffsführerin oder der Schiffsführer darf 
nicht durch Übermüdung, Einwirkung von Alkohol, 
Medikamenten, Drogen oder aus einem anderen 
Grund beeinträchtigt sein. Bei 0,25 mg/l oder mehr 
Alkohol in der Atemluft oder 0,5 Promille oder mehr 
Alkohol im Blut oder einer Alkoholmenge im Körper, 
die zu einer solchen Atem- oder Blutalkoholkonzentra-
tion führt, ist es der Schiffsführerin oder dem Schiffs-
führer verboten, das Wasserfahrzeug zu führen.

(3) Die Schiffsführerin oder der Schiffsführer eines 
Fahrgastschiffs darf in der Dienstzeit während der 
Fahrt alkoholische Getränke nicht zu sich nehmen 
und bei Dienstantritt nicht unter der Wirkung sol-
cher Getränke stehen. Satz 1 gilt für die im Brü-
ckendienst eingesetzten Mitglieder der Schiffsbe-
satzung entsprechend.

§ 11 
Fahrgeschwindigkeit

(1) Die Schiffsführerin oder der Schiffsführer muss 
jederzeit mit sicherer Geschwindigkeit fahren, so 
dass insbesondere die Verpflichtungen nach § 10 
Absatz 1 eingehalten werden können.

(2) Die zuständigen Behörden können für be-
stimmte Gewässer oder Streckenabschnitte 
Höchstgeschwindigkeiten festlegen.

§ 12 
Besondere Fahrregeln

(1) Alle Wasserfahrzeuge sind den fischenden Was-
serfahrzeugen sowie manövrierunfähigen und ma-
növrierbehinderten Wasserfahrzeugen gegenüber 
ausweichpflichtig.

(2) Unter Motor fahrende Wasserfahrzeuge müssen 
den nicht unter Motor fahrenden Wasserfahrzeu-
gen ausweichen.

(3) Wasserfahrzeuge, die weder unter Motor noch 
unter Segel fahren, müssen unter Segel fahrenden 
Wasserfahrzeugen ausweichen.

(4) Auf den Binnenseen, die keine schiffbare Ver-
bindung zu Bundeswasserstraßen haben, sind alle 
anderen Wasserfahrzeuge mit Ausnahme der fi-
schenden Fahrzeuge den Fahrgastschiffen gegen-
über ausweichpflichtig. 

(5) Ausweichpflichtige Wasserfahrzeuge nach Ab-
satz 1 bis 4 müssen beim Begegnen ihren Kurs 
rechtzeitig nach Steuerbord richten; falls diese Re-
gel aus nautischen Gründen nicht eingehalten wer-
den kann, muss das ausweichpflichtige Wasser-
fahrzeug rechtzeitig und unmissverständlich durch 
geeignete Manöver zeigen, wie es ausweichen will. 
Außerdem kann diese Absicht durch Schallzeichen 
angezeigt werden.

(6) Zwei unter Motor fahrende Wasserfahrzeuge, 
deren Kurse sich derart kreuzen, dass die Gefahr 
eines Zusammenstoßes besteht, müssen einander 
wie folgt ausweichen:

1.	Wenn sie sich auf entgegengesetzten oder fast 
entgegengesetzten Kursen nähern, muss jedes 
seinen Kurs nach Steuerbord so ändern, dass es 
an der Backbordseite des anderen vorbeifährt;

2.	wenn sich ihre Kurse kreuzen, muss dasjenige 
ausweichen, welches das andere an seiner 
Steuerbordseite hat; dabei ist das Kreuzen vor 
dem Wasserfahrzeug zu vermeiden.

Satz 1 gilt auch für zwei Wasserfahrzeuge, die we-
der unter Motor noch unter Segel fahren.

(7) Zwei unter Segel fahrende Wasserfahrzeuge, 
deren Kurse sich derart kreuzen, dass die Gefahr 
eines Zusammenstoßes besteht, müssen einander 
wie folgt ausweichen:

1.	Wenn sie den Wind nicht von derselben Seite ha-
ben, muss das Wasserfahrzeug, das den Wind 
von Backbord hat, dem anderen ausweichen;

2.	wenn sie den Wind von derselben Seite haben, 
muss das luvseitige Wasserfahrzeug dem leesei-
tigen Wasserfahrzeug ausweichen;
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3.	wenn ein Wasserfahrzeug mit Wind von Back-
bord ein Wasserfahrzeug in Luv sichtet und 
nicht mit Sicherheit feststellen kann, ob das an-
dere Wasserfahrzeug den Wind von Backbord 
oder von Steuerbord hat, muss es dem anderen 
ausweichen.

§ 13 
Lichterführung, Signale

(1) In Fahrt befindliche sowie außerhalb von ständi-
gen Liegeplätzen ankernde Wasserfahrzeuge müs-
sen in der Nachtzeit (von Sonnenuntergang bis 
Sonnenaufgang) sowie bei Tag, sofern es die Sicht-
verhältnisse erfordern, Lichter gemäß Nummer 1 
der Anlage zu dieser Verordnung führen. 

(2) Die Berufsfischer können bei ihren Einsatzfahr-
ten mit Wasserfahrzeugen auf den Binnenseen, die 
keine schiffbare Verbindung zu Bundeswasserstra-
ßen haben, anstelle der gemäß Absatz 1 vorge-
schriebenen Lichterführung auch durch andere ge-
eignete Maßnahmen sicherstellen, dass es nicht zu 
Zusammenstößen mit anderen Wasserfahrzeugen 
kommt. Sie haben in diesem Fall eine elektrische 
Leuchte oder eine Laterne mit einem weißen Licht 
ständig gebrauchsfertig mitzuführen und rechtzeitig 
zu zeigen, um einen Zusammenstoß zu verhüten.

(3) Unter Motor fahrende Wasserfahrzeuge unter  
7 m Länge über alles, auf denen die vorgeschriebe-
nen Lichter gemäß Absatz 1 nicht geführt werden 
können, dürfen in der Zeit, in der die Lichterfüh-
rung gemäß Absatz 1 vorgeschrieben ist, nicht 
fahren, es sei denn, dass ein Notstand vorliegt. Für 
diesen Fall ist eine elektrische Leuchte oder eine 
Laterne mit einem weißen Licht ständig gebrauchs-
fertig mitzuführen und rechtzeitig zu zeigen, um ei-
nen Zusammenstoß zu verhüten.

(4) Nicht unter Motor fahrende Wasserfahrzeuge un-
ter 7 m Länge können anstelle der gemäß Absatz 1 
vorgeschriebenen Lichterführung eine elektrische 
Leuchte oder eine Laterne mit einem weißen Licht 
ständig gebrauchsfertig mitführen und rechtzeitig 
zeigen, um einen Zusammenstoß zu verhüten.

(5) Ein Wasserfahrzeug der Überwachungsbehör-
den kann bei Tag und bei Nacht ein blaues Funkel-
licht entsprechend § 3.27 und Anlage 3 der Bin-
nenschifffahrtsstraßen-Ordnung zeigen, um sich 
kenntlich zu machen. Dies gilt auch für ein Wasser-
rettungsfahrzeug gemäß § 2 Absatz 2 im Ret-
tungseinsatz. 

(6) Wasserfahrzeuge können bei Ausweichmanövern 
Schallsignale gemäß Nummer 2 der Anlage zu die-
ser Verordnung geben. Bei verminderter Sicht sollen 
Wasserfahrzeuge mindestens jede Minute einen lan-
gen Ton (Achtungssignal) abgeben. Vor Fahrwasser-
engen soll ein langer Ton abgegeben werden. 

(7) Ankernde Wasserfahrzeuge haben bei Tag einen 
Ankerball zu setzen. Die Berufsfischer können auf 

den Binnenseen, die keine schiffbare Verbindung 
zu Bundeswasserstraßen haben, auch durch an-
dere geeignete Maßnahmen sicherstellen, dass es 
nicht zu Zusammenstößen mit anderen Wasser-
fahrzeugen kommt.

§ 14 
Schifffahrtszeichen

Die zuständigen Behörden können für bestimmte 
Gewässer oder Streckenabschnitte im Interesse 
der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs Schiff-
fahrtszeichen entsprechend der Anlage 7 der Bin-
nenschifffahrtsstraßenordnung anordnen. Die 
Schifffahrtszeichen sind von den Gewässereigentü-
merinnen und Gewässereigentümern zu dulden.

Abschnitt 5 
Schlussvorschriften

§ 15 
Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig nach § 144 Absatz 2 LWG oder 
nach § 175 Landesverwaltungsgesetz handelt, wer 
als Fahrzeughalterin oder Fahrzeughalter oder als 
Schiffsführerin oder Schiffsführer vorsätzlich oder 
fahrlässig

1.	entgegen § 5 den Vertreterinnen und Vertretern 
der zuständigen Behörden und den Dienstkräf-
ten der Polizei auf deren Verlangen nicht die er-
forderlichen Zulassungen, Abnahmeprotokolle, 
Fahrerlaubnisse, Befähigungszeugnisse und Zu-
lassungsscheine zur Prüfung vorlegt,

2.	mit einem Wasserfahrzeug am Verkehr teil-
nimmt, das entgegen § 6 die allgemeinen An-
forderungen oder entgegen § 7 die besonderen 
Anforderungen nicht erfüllt,

3.	mit einem Wasserfahrzeug am Verkehr teilnimmt 
und entgegen § 8 Absatz 1 erkennbar nicht die 
erforderliche Eignung zum Führen eines Wasser-
fahrzeuges besitzt oder entgegen § 9 nicht über 
die erforderliche Eignung verfügt oder entgegen 
§ 8 Absatz 3 eine erkennbar nicht geeignete 
Person als Schiffsführerin oder Schiffsführer 
oder Besatzungsmitglied einsetzt,

4.	sich erkennbar entgegen § 10 nicht an die Re-
geln zum Verhalten im Verkehr und zur Allge-
meinen Sorgfaltspflicht hält,

5.	entgegen § 11 nicht mit sicherer Fahrgeschwin-
digkeit fährt,

6.	die Fahrregeln des § 12 erkennbar nicht beachtet,

7.	nicht die in § 13 vorgeschriebenen Lichter führt 
oder den Ankerball setzt.

§ 16 
Übergangsregelungen

Die bis zum Inkrafttreten dieser Verordnung erteilten 
Erlaubnisse, Zeugnisse, Zulassungen und Bescheini-
gungen gelten bis zum Ablauf ihrer Gültigkeit fort. 

Anl.
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Eine vorhandene Bestätigung der Fahrtauglichkeit 
von Fahrgastschiffen auf Basis der Unfallverhü-
tungsvorschriften gilt als Zulassung im Sinne von  
§ 7 Absatz 1 längstens bis zum Ablauf von fünf 
Jahren nach Inkrafttreten dieser Verordnung. Soweit 
einzelne Voraussetzungen der Fahrtauglichkeit durch 
eine vorhandene Bestätigung nicht geprüft wurden, 
ist die Eigentümerin oder der Eigentümer oder die 
Betreiberin oder der Betreiber des Schiffes für die 
Einhaltung der Fahrtauglichkeit verantwortlich. 

§ 17 
Änderung der 

Ordnungswidrigkeiten-Zuständigkeitsverordnung*)

Das Zuständigkeitsverzeichnis der Ordnungswidrig-
keiten-Zuständigkeitsverordnung wird wie folgt ge-
ändert:

Nach Gliederungsnummer 2.1.7.5 wird folgende 
Gliederungsnummer eingefügt:

„2.1.7.6	� § 15 der Wasserverkehrsverordnung vom 
5. Oktober 2015 (GVOBl. Schl.-H. S. 355)“

§ 18 
Anlage

Die Anlage ist Bestandteil dieser Verordnung.

§ 19 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkün-
dung in Kraft. Die Verordnung tritt fünf Jahre nach 
dem Inkrafttreten außer Kraft.

*)	 Ändert Zuständigkeitsverz. vom 22. Januar 1988, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. B 454-1-5

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 5. Oktober 2015

	 Re i nha rd  Meye r 	 D r.  Robe r t  Habeck
	 Minister	 Minister
	 für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und Technologie	 für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt
		  und ländliche Räume
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Anlage  
zur Wasserverkehrsverordnung (zu § 13) 
 
Lichterführung und Schallsignale (§ 13) 
 
 
1. Lichterführung gemäß § 13 Absatz 1: 

 
 
Unter Motor fahrende Wasserfahrzeuge  

− als Topplicht: ein weißes helles Licht in gleicher Höhe wie die Seitenlichter 
und mindestens 1 Meter vor ihnen, 

− als Seitenlichter: ein grünes helles oder gewöhnliches Licht und ein rotes 
helles oder gewöhnliches Licht, 

− als Hecklicht: ein weißes gewöhnliches Licht 
oder 

− als Topplicht: ein weißes helles Licht, 1 Meter höher als die Seitenlichter, 

− als Seitenlichter: ein grünes helles und ein rotes helles Licht, diese können 
unmittelbar nebeneinander oder in einer einzigen Laterne am oder nahe 
am Bug in der Schiffsachse gesetzt sein, 

− als Hecklicht: ein weißes gewöhnliches Licht 
oder 

− als Topplicht: ein weißes helles von allen Seiten sichtbares Licht, 

− als Seitenlichter: ein grünes helles und ein rotes helles Licht, diese können 
unmittelbar nebeneinander oder in einer einzigen Laterne am oder nahe 
am Bug in der Schiffsachse gesetzt sein 

 
Unter Motor fahrende Wasserfahrzeuge unter 7 m Länge über alles können an 
Stelle der vorgesehenen Lichterführung ausschließlich ein weißes Licht führen. 
 
Unter Segel fahrende Kleinfahrzeuge und Sportboote 

− als Seitenlichter: je ein grünes und ein rotes helles oder gewöhnliches Licht. 
Die Lichter dürfen auch unmittelbar nebeneinander oder in einer einzigen 
Laterne am oder nahe am Bug in der Schiffsachse gesetzt sein, 

− als Hecklicht: ein weißes helles oder gewöhnliches Licht, 
oder 

− Seitenlichter und das Hecklicht in einer einzigen Laterne am Topp, 
oder 

− als Topplicht: ein weißes gewöhnliches von allen Seiten sichtbares Licht, 

− bei Annäherung anderer Fahrzeuge: ein zweites weißes gewöhnliches 
Licht 

 
Nicht unter Motor fahrende Kleinfahrzeuge und Sportboote 

− ein weißes gewöhnliches von allen Seiten sichtbares Licht 
 
Außerhalb von ständigen Liegeplätzen stillliegende Kleinfahrzeuge und 
Sportboote 

− ein weißes gewöhnliches von allen Seiten sichtbares Licht auf der dem 
weiteren Verkehr zugewandten Seite  
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2. Schallsignale gemäß § 13 Absatz 6: 
 
 

 1 langer Ton. „Achtung“ 

 1 kurzer Ton: „Ich richte meinen Kurs nach Steuerbord“ 

  2 kurze Töne: „Ich richte meinen Kurs nach Backbord 

   3 kurze Töne: „Meine Maschine geht rückwärts“ 

    4 kurze Töne: „ Ich bin manövrierunfähig“ 

     
Folge sehr kurzer (mehr als 5) Töne: „Gefahr eines 
Zusammenstoßes“ 

 

 

Wiederholte lange Töne oder Gruppe von 
Glockenschlägen: „Notsignal“ 
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Landesverordnung 
über die Nutzung der Basisdienste des Landes Schleswig-Holstein (LVO eGovBasisdienste)

Vom 6. Oktober 2015
GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 20-13-3

Aufgrund des § 8 Absatz 3 des Gesetzes zur elek
tronischen Verwaltung für Schleswig-Holstein 
(EGovG) vom 8. Juli 2009 (GVOBl. Schl.-H.  
S. 398), Ressortbezeichnung ersetzt durch Verord-
nung vom 16. März 2015 (GVOBl. Schl.-H. S. 96), 
verordnet der Ministerpräsident des Landes Schles-
wig-Holstein:

§ 1 
Basisdienste

(1) Das Land Schleswig-Holstein stellt für die elek-
tronische Abwicklung von Verwaltungsabläufen ge-
mäß § 8 Absatz 1 EGovG die in der Anlage aufge-
führten Basisdienste als zentrale landesweite Ba-
sisinfrastruktur zur Verfügung. Die Anlage ist 
Bestandteil der Verordnung.

(2) Basisdienste dürfen mit Einwilligung der Betrof-
fenen Stammdaten der Betroffenen zur Verwen-
dung in anderen Basisdiensten verarbeiten. Sie 
können über eine landesweite Verwaltungsportal-
Infrastruktur zur Zentralisierung der Basisdienste 
bereitgestellt werden.

§ 2 
Aufgaben des Zentralen IT-Management des 

Landes Schleswig-Holstein (ZIT SH) 

(1) Das Zentrale-IT-Management des Landes 
Schleswig-Holstein (ZIT SH) ist verfahrensverant-
wortlich für die Basisdienste.

(2) Das ZIT SH gewährleistet die Ordnungsmäßig-
keit der automatisierten Verfahren wie folgt:

1.	es gewährleistet die Maßnahmen zur Datensi-
cherheit insbesondere nach den §§ 5 und 6 
Landesdatenschutzgesetz und der Datenschutz-
verordnung vom 5. Dezember 2013 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 554);

2.	es führt das Verfahrensverzeichnis nach § 7 Ab-
satz 1 Landesdatenschutzgesetz;

3.	es erstellt die Verfahrensdokumentation nach § 3 
Datenschutzverordnung und führt sie fort;

4.	es ist federführend verantwortlich für die Durch-
führung der Tests und erteilt die Freigabe;

5.	es informiert die beteiligten Stellen über ihm be-
kannt gewordene Verfahrensmängel und die vor-
aussichtliche Dauer der Mängelbeseitigung;

6.	es ist bei Auftragsdatenverarbeitung verant-
wortliche Stelle nach § 17 Absatz 1 Landesda-
tenschutzgesetz.

(3) Das ZIT SH kann für die in der Anlage aufge-
führten Basisdienste jeweils Nutzungsbestimmun-
gen zur ordnungsgemäßen Nutzung des Verfahrens 
durch die beteiligten Stellen erlassen. Die Kommu-
nalen Spitzenverbänden und das ULD sollen bei der 
Erstellung der Nutzungsbestimmungen beteiligt 
werden. 

(4) Das ZIT SH kann zur Erfüllung seiner Aufgaben 
nach Absatz 1 und Absatz 2 im Verfahren gespei-
cherte personenbezogene Daten nach Maßgabe 
des § 13 Absatz 6 Landesdatenschutzgesetz ein-
sehen und auswerten.

§ 3 
Beteiligte Stellen

(1) Beteiligte Stellen sind die die in der Anlage auf-
geführten Basisdienste nutzenden Ministerien und 
ihre nach- und zugeordneten Behörden.

(2) Die Kommunen sowie andere Träger der öffent-
lichen Verwaltung nach § 2 Absatz 2 und 3 Lan-
desverwaltungsgesetz können gegenüber dem ZIT 
SH erklären, dass sie den beteiligten Stellen beitre-
ten. Der Beitritt bedarf zu seiner Wirksamkeit der 
Zustimmung des ZIT SH.

§ 4 
Nutzung der Basisdienste

(1) Die beteiligten Stellen nutzen die Basisdienste 
gemäß den vom ZIT SH erlassenen Nutzungsbe-
stimmungen. 

(2) Werden von einer beteiligten Stelle Verfahrens-
mängel bei der Datenverarbeitung festgestellt, hat 
sie das ZIT SH unverzüglich darüber zur informieren.

§ 5 
Kostentragung

Die Kostentragung wird für jeden einzelnen Basisdienst 
in der jeweiligen Nutzungsbestimmung geregelt. 

§ 6 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkün-
dung in Kraft. Sie tritt mit Ablauf des 29. Oktober 
2020 außer Kraft.

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 6. Oktober 2015
To rs t en  A l b i g
Ministerpräsident

Anl.
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Landesverordnung 
zur Änderung der Landesverordnung über die Abgaben der Spielbanken*)

Vom 8. Oktober 2015
Aufgrund des § 11 Absatz 2 und des § 14 Absatz 1 
des Spielbankgesetzes des Landes Schleswig-Hol-
stein vom 29. Dezember 1995 (GVOBl. Schl.-H. 
1996 S. 78), zuletzt geändert durch Gesetz vom  
12. November 2014 (GVOBl. Schl.-H.S. 328), verord-
net das Finanzministerium im Einvernehmen mit dem 
Ministerium für Inneres und Bundesangelegenheiten:

Artikel 1

Die Landesverordnung über die Abgaben der Spiel-
banken vom 9. November 2010 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 723) wird wie folgt geändert:

1.	§ 1 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

a)	 Die Worte „und Gewinnabgabe“ werden ge-
strichen.

b)	 Die Angabe „§ 4 Abs. 1“ wird durch die An-
gabe „§ 5 Absatz 1“ ersetzt.

2.	 In § 3 Absatz 2 wird die Angabe „am 31. Okto-
ber 2015“ durch die Angabe „mit Ablauf des 
30. Oktober 2020“ ersetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 31. Oktober 2015 in Kraft.

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 8. Oktober 2015
Mon i ka  He i no l d

Finanzministerin

Anlage 
zu § 1 Absatz 1, § 2 Absatz 3 und § 3 Absatz 1 
Basisdienste des Landes Schleswig-Holstein:
1.	Zentrale Infrastruktur für Internetanwendungen 

(Government Gateway) mit
a)	Benutzerverwaltung
b)	Nachrichtenübermittlung
c)	ePayment
d)	eID
Der zentrale eID-Service für den elektronischen Perso-
nalausweis und den elektronischen Aufenthaltstitel 
sowie die Infrastruktur für das sogenannte Bürger-
konto sind Elemente der E-Government-Infrastruktur 
der Kommunen und des Landes. 
Zur Authentifizierung ist es erforderlich, dass ein eID-
Service auf einem zentralen Server gehostet wird; die-
ser Service prüft die ausgelesenen Daten des nPA. 
Die Benutzerverwaltung (Bürgerkonto) verknüpft das 
Zertifikat der Behörde mit den bereitgestellten Fach-
verfahren und den Daten des eID-Services. 

2.	Zentraler sicherer Nachrichtentransport (Governikus)  
Elektronisches Gerichts- und Verwaltungspostfach (EGVP)
Das EGVP umfasst die Funktionalitäten Signaturprü-
fung, Ver- und Entschlüsselung, zentrale Authentifizie-
rung, Zeitstempeldienst, Postein- und -ausgangsbü-
cher sowie Virenprüfung.

3.	De-Mail-in-SH
Der Basisdienst De-Mail in SH umfasst eine De-Mail-
Infrastruktur für das Land und die öffentlichen Ver-
waltungen Schleswig-Holsteins. Die Infrastruktur um-
fasst ein De-Mail-Gateway, das gemeinsam genutzt 
wird. Es hostet für die Verwaltungen De-Mail-Adres-
sen und beinhaltet eine Koppelung an die jeweiligen 
E-Mail-Verbünde in das gesicherte Landesnetz. Die 
Identität der Kommunikationspartner, der Versand 
und der Eingang einer De-Mail-Nachricht können mit 
diesem Basisdienst nachgewiesen werden. Die jewei-
lige Nutzung in den Behörden erfolgt über die ver-
traute E-Mail-Umgebung.

4.	Landesweites Verzeichnis von Verwaltungsleistungen, 
Informationen und Ressourcen (Zuständigkeitsfinder 
Schleswig-Holstein ZuFiSH) einschließlich KSH-Recht

Das Verfahren Zuständigkeitsfinder Schleswig-Hol-
stein (ZuFiSH) listet Informationen über Behörden
standorte, Verwaltungsleistungen und die Zuordnun-
gen zu den jeweiligen Behörden auf. Die Funktionali-
tät KSH-Recht bietet ergänzend die Möglichkeit, 
kommunale Rechtsvorschriften funktional im Internet 
zu veröffentlichen, elektronisch bekannt zu machen 
und übergreifend zu nutzen. Die im KSH-Recht gehal-
tenen kommunalen Rechtsvorschriften werden außer-
dem in das Portal Schleswig-Holsteinisches Landes-
recht übertragen und sind dort ebenfalls auffindbar.

5.	Ansprechstelle für die Bürgerinnen und Bürger im 
Land mit landesweit einheitlichen Zugangsmöglichkei-
ten (Bürgerservice 115)
Der Bürgerservice 115 umfasst einen gemeinsamen te-
lefonischen Eingangskanal für alle Behördenangebote 
der Kommunen und des Landes Schleswig-Holstein. 

6.	Landesnetz Schleswig-Holstein mit
a)	Deutschland-Online Infrastruktur (DOI)-Anbindung 

zur sicheren bundesländerübergreifenden Vernetzung
Die Anbindung an die sichere bundesländerüber-
greifende Deutschland-Online-Infrastruktur stellt 
die sichere Kommunikation zwischen Bundesnetz 
und Landesnetz Schleswig-Holstein und Netzen der 
Kommunen sicher.

b)	Sicherer Mailtransport im Landesnetz (MaiLand)
Der sichere Mailtransport im Landesnetz (MaiLand) 
umfasst eine sichere Infrastruktur für den Versand von 
Emails zwischen Landes- und Kommunalbehörden.

7.	Zentrale Vermittlungsstelle zum sicheren Datenaus-
tausch zwischen DV-Verfahren (Nachrichtenbroker) mit 
a)	Clearingstelle zum landesweiten Austausch von 

Einwohnermeldedaten
b)	Deutsches Verwaltungsdiensteverzeichnis DVDV für 

den Datenaustausch mit anderen Bundesländern
Der Nachrichtenbroker umfasst eine zentrale Vermitt-
lungsstelle, die die technischen und organisatorischen 
Kommunikationsvorgänge unterschiedlichster Daten-
verarbeitungsverfahren im Auftrag unterstützt und op-
timiert. 

8.	Zentrales Antrags- und Fallmanagement (iAFM) 
Das iAFM umfasst eine technische Infrastruktur zur 
Online-Abwicklung aller geeigneten Antragsverfahren 
über das Internet. 

*)	 Ändert LVO vom 9. November 2010, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 2186-8-6
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Landesverordnung 
zur Änderung der Landesverordnung über Verwaltungsgebühren*)

Vom 10. Oktober 2015
Aufgrund § 2 des Verwaltungskostengesetzes des 
Landes Schleswig-Holstein vom 17. Januar 1974 
(GVOBl. Schl.-H. S. 37), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 19. Januar 2012 (GVOBl. Schl.-H. S. 89), 
Zuständigkeiten und Ressortbezeichnungen zuletzt 
ersetzt durch Artikel 8 der Verordnung vom 16. März 
2015 (GVOBl. Schl.-H. S. 96), in Verbindung mit § 5 
Absatz 1 der Landesverordnung über Verwaltungsge-
bühren vom 15. Oktober 2008 (GVOBl. Schl.-H.  
S. 383), zuletzt geändert durch Verordnung vom  
15. Juli 2015 (GVOBl. Schl.-H. S. 305), verordnen

1.	das Ministerium für Inneres und Bundesangele-
genheiten die folgenden Artikel 1 Nummer 1 bis 
5 und Artikel 2 und

2.	das Ministerium für Inneres und Bundesangele-
genheiten und das Ministerium für Wirtschaft, 
Arbeit, Verkehr und Technologie die folgenden 
Artikel 1 Nummer 6 und Artikel 2:

Artikel 1

Der allgemeine Gebührentarif der Landesverord-
nung über Verwaltungsgebühren vom 15. Oktober 
2008 (GVOBl. Schl.-H. S. 383), zuletzt geändert 
durch Verordnung vom 15. Juli 2015 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 305), wird wie folgt geändert:

1.	Die Tarifstelle 25.1.16 erhält folgende Anmerkung:

„Anmerkung zu Tarifstelle 25.1.16:

Von der Erhebung der Gebühr kann im Einzelfall 
aus Gründen des öffentlichen Interesses bei Waf-
fensammlerinnen oder Waffensammlern, die Waf-
fen besitzen, deren Modelle vor dem 1. Januar 
1871 entwickelt wurden (Anlage 2 Abschnitt 2 
Unterabschnitt 2 Nummer 1.7 bis 1.9 WaffG) und 
die diese Waffen für öffentliche Ausstellungen in 
den letzten Jahren zur Verfügung gestellt haben, 
ganz oder teilweise abgesehen werden.“

2.	 In der Tarifstelle 25.1.24 wird das Wort „Erwerb- 
erlaubnis“ durch das Wort „Erwerbserlaubnis“ 
ersetzt. 

3.	 In der Überschrift der Anmerkung zur Tarifstelle 
25.1.56 wird die Angabe „58“ durch die An-
gabe „56“ ersetzt.

4.	Die Tarifstelle 25.1.76 erhält folgende Fassung:

„25.1.76	 Untersagung nach
	 § 41 WaffG		  75 bis 250“

5.	Die Tarifstelle 25.1.77 erhält folgende Fassung:

„25.1.77	 Aufhebung der Unter-
	 sagung nach § 41 WaffG	 75 bis 250“

6.	Die Tarifstelle 25.3 erhält folgende Fassung:

„25.3	 Zuständigkeitsbereich des Ministeriums
	 für Inneres und Bundesangelegenheiten
	 und des Ministeriums für Wirtschaft,
	 Arbeit, Verkehr und Technologie

25.3.1	 Rücknahme oder Wider-	 Gebühr bis
	 ruf nach § 45 WaffG,	 zur Höhe der
	 zu der die oder der	 der Gebühr
	 Berechtigte Anlass	 für die Ertei-
	 gegeben hat		  lung der Er-
					     laubnis

25.3.2	 Amtshandlungen, insbesondere
	 Prüfungen und Untersuchungen,
	 die im Interesse oder auf Veran-
	 lassung der Gebührenschuldnerin
	 oder des Gebührenschuldners ver-
	 anlasst wurden, und nicht in
	 25.1, 25.2 und 25.3.1
	 aufgeführt sind		  10 bis 500“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkün-
dung in Kraft.

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 10. Oktober 2015

	 S t e fan  S tud t  	 Re i nha rd  Meye r
	 Minister	 Minister
	 für Inneres und Bundesangelegenheiten	 für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und Technologie

*)	 Ändert Allg. Gebührentarif vom 15. Oktober 2008, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 2013-2-41
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Landesverordnung zur Änderung der Entschädigungsverordnung*)
Vom 12. Oktober 2015 

Aufgrund des § 135 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 der 
Gemeindeordnung in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 28. Februar 2003 (GVOBl. Schl.-H. S. 57), 
zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 
7. Juli 2015 (GVOBl. Schl.-H. S.200), des § 73 
Satz 1 Nummer 4 der Kreisordnung in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 28. Februar 2003 
(GVOBl. Schl.-H. S. 94), zuletzt geändert durch Arti-
kel 3 des Gesetz vom 5. Mai 2015 (GVOBl Schl.-H. 
S. 105), des § 26 Satz 1 Nummer 3 der Amtsord-
nung in der Fassung der Bekanntmachung vom  
28. Februar 2003 (GVOBl. Schl.-H. S. 112), zuletzt 
geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 5. Mai 
2015 (GVOBl. Schl.-H. S. 105), und des § 13 Ab-
satz 5 des Gesetzes über die kommunale Zusam-
menarbeit in der Fassung der Bekanntmachung vom 
28. Februar 2003 (GVOBl. Schl.-H. S. 122), zuletzt 
geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 7. Juli 
2015 (GVOBl. Schl.-H. S. 200), verordnet das Mi-
nisterium für Inneres und Bundesangelegenheiten:

Artikel 1
Die Entschädigungsverordnung vom 19. März 
2008 (GVOBl. Schl.-H. S. 150), zuletzt geändert 
durch Verordnung vom 5. März 2013 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 109), wird wie folgt geändert: 
1.	§ 2 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

Die Angabe „28“ wird jeweils durch die Angabe 
„30“ ersetzt,
die Angabe „76“ wird durch die Angabe „82“ 
ersetzt,
die Angabe „103“ wird jeweils durch die An-
gabe „111“ ersetzt,
die Angabe „115“ wird durch die Angabe „124“ 
ersetzt,
die Angabe „128“ wird durch die Angabe „138“ 
ersetzt,
die Angabe „156“ wird durch die Angabe „168“ 
ersetzt,
die Angabe „80.000“ wird jeweils durch die An-
gabe „75.000“ ersetzt,
die Angabe „259“ wird durch die Angabe „279“ 
ersetzt,
die Angabe „310“ wird durch die Angabe „334“ 
ersetzt,
die Angabe „361“ wird jeweils durch die An-
gabe „389“ ersetzt,
die Angabe „9“ wird jeweils durch die Angabe „10“ 
ersetzt,
die Angabe „21“ wird jeweils durch die Angabe „23“ 
ersetzt,
die Angabe „35“ wird durch die Angabe „38“ 
ersetzt,
die Angabe „38“ wird durch die Angabe „41“ 
ersetzt,
die Angabe „42“ wird durch die Angabe „45“ 
ersetzt,

die Angabe „51“ wird durch die Angabe „55“ 
ersetzt,
die Angabe „86“ wird durch die Angabe „93“ 
ersetzt,
die Angabe „120“ wird jeweils durch die An-
gabe „129“ ersetzt,
die Angabe „13“ wird durch die Angabe „14“ 
ersetzt,
die Angabe „8“ wird durch die Angabe „9“ ersetzt.

2.	§ 4 wird wie folgt geändert:	
Die Angabe „345“ wird durch die Anga- 
be „372“ ersetzt,
die Angabe „480“ wird durch die Angabe „517“ 
ersetzt,
die Angabe „545“ wird durch die Angabe „587“ 
ersetzt,
die Angabe „684“ wird durch die Angabe „737“ 
ersetzt,
die Angabe „752“ wird durch die Angabe „810“ 
ersetzt,
die Angabe „821“ wird durch die Angabe „884“ 
ersetzt,
die Angabe „891“ wird durch die Angabe „960“ 
ersetzt und
die Angabe „1367“ wird durch die Angabe 
„1472“ ersetzt.

3.	 In § 5 wird die Angabe „1367“ wird durch die 
Angabe „1472“ ersetzt.

4.	§ 6 wird wie folgt geändert:
Die Angabe „242“ wird durch die Anga- 
be „261“ ersetzt,
die Angabe „335“ wird durch die Angabe „361“ 
ersetzt,
die Angabe „432“ wird durch die Angabe „465“ 
ersetzt,
die Angabe „524“ wird durch die Angabe „564“ 
ersetzt,
die Angabe „649“ wird durch die Angabe „699“ 
ersetzt,
die Angabe „809“ wird durch die Angabe „871“ 
ersetzt,
die Angabe „980“ wird durch die Angabe „1055“ 
ersetzt,
die Angabe „1027“ wird durch die Angabe „1106“ 
ersetzt,
die Angabe „1094“ wird durch die Angabe „1178“ 
ersetzt,
die Angabe „1164“ wird durch die Angabe „1254“ 
ersetzt,
die Angabe „1228“ wird durch die Angabe „1323“ 
ersetzt,
die Angabe „1301“ wird durch die Angabe „1401“ 
ersetzt,
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die Angabe „1367“ wird durch die Angabe „1472“ 
ersetzt und
die Angabe „1433“ wird durch die Angabe „1543“ 
ersetzt.

5.	§ 7 Satz 2 wird wie folgt geändert:
Die Angabe „910“ wird durch die Angabe „980“ 
ersetzt,
die Angabe „1256“ wird durch die Angabe „1353“ 
ersetzt,
die Angabe „1367“ wird durch die Angabe „1472“ 
ersetzt und 
die Angabe „1478“ wird durch die Angabe „1592“ 
ersetzt.

6.	 In § 8 Satz 1 wird die Angabe „303“ durch die 
Angabe „326“ ersetzt.

7.	§ 9 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa)	In Nummer 11 werden die Worte „den 
Stellvertretenden“ werden durch das Wort 
„Stellvertretende“ ersetzt.

bb)	 In Nummer 12 wird das Wort „sowie“ 
durch ein Komma ersetzt.

cc)	In Nummer 13 wird das Semikolon durch 
das Wort „sowie“ ersetzt.

dd)	 Nach Nummer 13 werden folgende 
Nummern 14 und 15 angefügt:
„14. �Stellvertretende der Bürgermeisterin 

oder des Bürgermeisters nach § 48 
Absatz 2 Satz 1 Gemeindeordnung; 

15. �Personen, die von der Gemeindever-
tretung, vom Kreistag, vom Amtsaus-

schuss oder von der Verbandsver-
sammlung als Beauftragte für eine 
besondere Aufgabe bestellt wurden; 
die Aufgabe darf keine typische Ar-
beitnehmertätigkeit darstellen;“. 

b)	 Absatz 3 wird wie folgt geändert: 
aa)	In Satz 1 wird die Angabe „Absatz 1  

Nr. 4, 5 und 13“ durch die Angabe „Ab-
satz 1 Nummer 4, 5, 13 und 14“ ersetzt.

bb)	 In Satz 2 wird die Angabe „2485“ durch 
die Angabe „2676“ ersetzt.

8.	§ 10 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt geändert:

Die Angabe „221“ wird durch die Angabe „238“ 
ersetzt,
die Angabe „276“ wird durch die Angabe „297“ 
ersetzt und 
die Angabe „330“ wird durch die Angabe „355“ 
ersetzt. 

b)	 In Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe „21“ 
durch die Angabe „23“ ersetzt. 

9.	 In § 12 Absatz 1 wird die Angabe „31“ durch 
die Angabe „33“ ersetzt.

10.	In § 15 Absatz 1 Satz 1 werden nach der An-
gabe „(BGBl. I S. 1418) ein Komma und die 
Worte „zuletzt geändert durch Artikel 3 des Ge-
setzes vom 20. Februar 2013 (BGBl. I S. 285)“ 
eingefügt.

11.	In § 17 Satz 1 wird die Angabe „467“ durch die 
Angabe „503“ ersetzt.

Artikel 2
Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2016 in Kraft. 

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.
Kiel, 12. Oktober 2015 S t e fan  S tud t

Minister 
für Inneres und Bundesangelegenheiten

*)	 Ändert LVO vom 19. März 2008, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 2020-3-29

Landesverordnung 
zur Änderung der Internetversteigerungsverordnung*)

Vom 13. Oktober 2015
Aufgrund des 

1.	§ 814 Absatz 3 der Zivilprozessordnung

und

2.	§ 979 Absatz 1 b Satz 2 des Bürgerlichen Ge-
setzbuches

verordnet die Landesregierung

Artikel 1
§ 5 Absatz 1 der Internetversteigerungsverordnung 
vom 17. Oktober 2012 (GVOBl. Schl.-H. S. 706) 
wird wie folgt geändert:
In Satz 5 werden die Worte „- oder Rückgabe-“ ge-
strichen und die Angabe „§ 312 d Abs. 1“ durch 
die Angabe „§ 312 g Absatz 1“ ersetzt.

Artikel 2
Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkün-
dung in Kraft.

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 13. Oktober 2015

	 To rs t en  A l b i g 	 Anke  Spoo rendonk
	 Ministerpräsident	 Ministerin 
		  für Justiz, Kultur und Europa
*)	 Ändert LVO vom 17. Oktober 2012, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. B 310-4
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Landesverordnung 
zur Änderung der Landesverordnung über Verwaltungsgebühren*)

Vom 14. Oktober 2015
Aufgrund des § 2 des Verwaltungskostengesetzes des Landes Schleswig-Holstein vom 17. Januar 1974 
(GVOBl. Schl.-H. S. 37), zuletzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 19. Januar 2012 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 89), Ressortbezeichnung zuletzt ersetzt durch Verordnung vom 16. März 2015 (GVOBl. Schl.-H. S. 96), 
in Verbindung mit § 5 Absatz 1 der Landesverordnung über Verwaltungsgebühren vom 15.Oktober 2008 
(GVOBl. Schl.-H. S. 383), zuletzt geändert durch Verordnung vom 10. Oktober 2015 (GVOBl. Schl.-H. S. 365), 
verordnet das Ministerium für Inneres und Bundesangelegenheiten:

Artikel 1

Die Tarifstelle 26.5 des allgemeinen Gebührentarifs der Landesverordnung über Verwaltungsgebühren vom 
15. Oktober 2008 (GVOBl. Schl.-H. S. 383), zuletzt geändert durch Verordnung vom 10. Oktober 2015 
(GVOBl. Schl.-H. S. 365), wird wie folgt geändert:

  1.	In der Tarifstelle 26.5 werden die Angabe „19. Januar 2010“ durch die Angabe „7. Mai 2012“ und die An-
gabe „13“ durch die Angabe„539“ ersetzt; nach der Angabe „(GVOBl. Schl.-H. S. 539)“ werden ein 
Komma und die Worte „geändert durch Verordnung vom 22. Juli 2015 (GVOBl. Schl.-H. S. 313)“ angefügt.

  2.	In der Tarifstelle 26.5.1 werden die Angabe  „Auswertung alliierter Luftbilder zwecks Überprüfung auf 
Kampfmittelfreiheit eines Grundstücks einschließlich der Mitteilung über das Ergebnis“ und „je angefan-
gene Stunde einer Mitarbeiterin oder eines Mitarbeiters“ sowie die Angabe „30“ gestrichen.

  3.	Nach der Tarifstelle 26.5.1 werden folgende Tarifstelle 26.5.1.1 und 26.5.1.2 eingefügt:

	 „26.5.1.1	 Auswertung alliierter Luftbilder zwecks Überprüfung auf Kampfmittelfreiheit
					     eines Grundstücks einschließlich der Mitteilung über das Ergebnis

a)	 je angefangene halbe Stunde einer Mitarbeiterin oder eines Mitarbeiters		  35

b)	 vereinfachte Auskunft								        35

	 26.5.1.2	 Beratungsleistung gutachterliche Stellungnahme wie z.B. Gefährdungsbeurteilungen,
					     Räumkonzepte 										         35“

  4.	Die Tarifstelle 26.5.2.1 wird wie folgt gefasst: 

	 „26.5.2.1	 Sondieren einer Verdachtsfläche (systematisches Absuchen eines verdächtigen
					     Grundstücks oder einer verdächtigen Wasserfläche auf Belastung mit Kampfmitteln),
					     Vermessungsarbeiten und Baustellenaufsicht

a)	 je angefangene halbe Stunde einer Mitarbeiterin oder eines Mitarbeiters 		  35

b)	 Zuschlag für Nachtarbeit zwischen 21.00 Uhr und 6.00 Uhr,

	 je angefangene Stunde								        9“

  5.	In der Tarifstelle 26.5.2.2 wird nach den Worten „Verdachtsobjektes pro Tag“ die Worte
	 „(inklusive Baggerarbeiten)“ angefügt und die Angabe „250“ wird durch die Angabe
	 „250 bis 500“ ersetzt.

  6.	Die Tarifstelle 26.5.2.3 wird wie folgt gefasst: 

	 „26.5.2.3	 Freilegen eines Kampfmittels, Überprüfung eines Verdachtspunktes oder Verdachtsobjektes
					     mit Spezialgerät einschließlich der sonstigen bei der Freilegung entstehenden Kosten durch
					     Auftraggeber angegebenen Punkt (ggf. inklusive Baggereinsatz)

a)	 je angefangene halbe Stunde einer Mitarbeiterin oder eines Mitarbeiters		  35

b)	 je nach tatsächlich anfallenden Kosten für Spezialgerät“

  7.	Die Tarifstelle 26.5.2.4 wird wie folgt gefasst:

	 „26.5.2.4	 Taucharbeiten

					     je angefangene halbe Tauchstunde einer Mitarbeiterin oder eines Mitarbeiters		  35

a)	 Einsatz eines Schlauchbootes ohne Außenbordmotor je angefangene halbe Stunde 	 4

b)	 Einsatz eines Schlauchbootes mit Außenbordmotor je angefangene halbe Stunde 	10

c)	 Einsatz eines Festrumpfbootes je angefangene halbe Stunde			   20

d)	 Einsatz eines Spezialgerätes nach individueller Auftragslage 			   205

e)	 Anmietung eines Schiffes						      je nach tatsächlich
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Gesetz 
zur Änderung des Gesetzes zur Vorbeugung und Abwehr der von Hunden ausgehenden Gefahren 

(Gefahrhundegesetz – GefHG) - Berichtigung –
Das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Vorbeu-
gung und Abwehr der von Hunden ausgehenden Ge-
fahren (Gefahrhundegesetz – GefHG) vom 26. Juni 
2015 (GVOBl. Schl.-H. S. 193) wird wie berichtigt:

In Artikel 1 (Gesetz über das Halten von Hunden)  
§ 20 Absatz 3 wird die Bezeichnung „§ 6 Absatz 1 
Nummer 1“ durch die Bezeichnung „§ 36 Absatz 1 
Nummer 1“ ersetzt. 

Landesverordnung 
zur Änderung der Kampfmittelverordnung - Berichtigung-

Die Landesverordnung zur Änderung der Kampfmit-
telverordnung vom 22. Juli 2015 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 313) wird wie folgt berichtigt:

In § 2 Absatz 3 Satz 1 wird nach dem Wort „ver-
pflichtet“ ein Komma gesetzt und das Wort „Teilbau-
arbeiten“ durch das Wort „Tierbauarbeiten“ ersetzt.

Verkündungen im Hochschul-Nachrichtenblatt des Ministeriums für Soziales, Gesundheit, 
Wissenschaft und Gleichstellung des Landes Schleswig-Holstein

Nach § 95 Absatz 1 Hochschulgesetz vom 28. Februar 2007 wird auf folgende im Hochschul-Nachrichten-
blatt des Ministeriums für Soziales, Gesundheit, Wissenschaft und Gleichstellung des Landes Schleswig-
Holstein (NBl. HS MSGWG Schl.-H.) verkündeten Landesverordnungen hingewiesen:

Bezeichnung der Verordnung 	 Verkündet im NBl. HS	 Tag des
	 MSGWG Schl.-H.		  In-Kraft Tretens
	 Nummer	 Seite	

Landesverordnung zur Änderung der Hochschulgrad-
verordnung Ausland
Vom 1. September 2015
Ändert LVO vom 13. September 2013, 
GS Schl.-H. II, Gl.Nr.  221-24-17	 4/2015	 135	� 25. September 2015

										          entstandenen Kosten“ 

  8.	Die Tarifstelle 26.5.2.6 erhält folgende Fassung:

	 „26.5.2.6	 Beseitigung und Transport von Gegenständen mit Explosivstoffen 	 je nach tatsächlich
										          entstandenen Kosten“ 

  9.	Die Tarifstelle 26.5.2.7 wird gestrichen.

10.	 In der Tarifstelle 26.5.4 werden die Angabe „26.5.1, 26.5.2.1, 26.5.2.4 bis 26.5.2.6 und 26.5.3.1“ 
durch die Angabe „26.5.2, 26.5.3.1 und 26.5.3.3“ ersetzt.

11.		 In der Tarifstelle 26.5.4.1 wird die Angabe „20“ durch die Angabe „30“ ersetzt.

12.	In der Tarifstelle 26.5.4.2 wird die Angabe „0,90“ durch die Angabe „1,50“ ersetzt.

13.	Die Tarifstelle 26.5.4.3 wird gestrichen.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung in Kraft.

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 14. Oktober 2015
Ste fan  S tud t

Minister
für Inneres und Bundesangelegenheiten

*)	 Ändert Allg. Gebührentarif vom 15. Oktober 2008, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 2013-2-41
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Hinweis: Die vollständigen Fassungen aller geltenden Gesetze 
und Verordnungen können im Internet unter http:// 
www.schleswig-holstein.de (➝ Landesrecht) abgerufen 
werden.


